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Referat 31 Artikel 1 

Stand: 14. Dezember 2017 

31.3 

 

Übersicht über die Änderungen des Kommunalverfassungsgesetzes 

 

KVG LSA 

Stand: 1. Juli 2014 

Änderungen 

§ 3 

Landkreise 

 

(1) Die Landkreise sind Gebietskörperschaften.  

 

(2) Die Landkreise sind, soweit die Gesetze nichts anderes bestimmen, in ihrem Gebiet 

die Träger der öffentlichen Aufgaben, die von überörtlicher Bedeutung sind oder deren 

zweckmäßige Erfüllung die Verwaltungs- oder Finanzkraft der ihnen angehörenden Ge-

meinden und Verbandsgemeinden übersteigt. Sie unterstützen die ihnen angehörenden 

Gemeinden und Verbandsgemeinden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und sorgen für 

einen angemessenen Ausgleich der gemeindlichen Lasten. 

 

§ 3 

Landkreise 

 

(1) Die Landkreise sind Gebietskörperschaften.  

 

(2) Die Landkreise sind, soweit die Gesetze nichts anderes bestimmen, in ihrem Gebiet 

die Träger der öffentlichen Aufgaben, die von überörtlicher Bedeutung sind oder deren 

zweckmäßige Erfüllung die Verwaltungs- oder Finanzkraft der ihnen angehörenden 

Gemeinden und Verbandsgemeinden übersteigt. Sie unterstützen die ihnen angehö-

renden Gemeinden und Verbandsgemeinden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und 

sorgen für einen angemessenen Ausgleich der gemeindlichen Lasten. 

 

(3) Der Landkreis soll die Selbstverwaltung der kreisangehörigen Gemeinden 

ergänzen und fördern. Der Landkreis und die Gemeinden sollen im Zusammen-

wirken alle Aufgaben der örtlichen Selbstverwaltung erfüllen.  

 

§ 10 

Hauptsatzung 

 

(1) Jede Kommune muss eine Hauptsatzung erlassen. In ihr ist zu regeln, was nach den 

Vorschriften dieses Gesetzes der Hauptsatzung vorbehalten ist. Soweit andere für die 

Verfassung der Kommune wesentliche Angelegenheiten geregelt werden sollen, hat dies 

in der Hauptsatzung zu erfolgen. 

 

(2) Die Hauptsatzung und ihre Änderung werden mit der Mehrheit der Mitglieder der 

Vertretung beschlossen. Ihr Erlass und ihre Änderung bedürfen der Genehmigung 

§ 10 

Hauptsatzung 

 

(1) Jede Kommune muss eine Hauptsatzung erlassen. In ihr ist zu regeln, was nach 

den Vorschriften dieses Gesetzes der Hauptsatzung vorbehalten ist. Soweit andere für 

die Verfassung der Kommune wesentliche Angelegenheiten geregelt werden sollen, 

hat dies in der Hauptsatzung zu erfolgen. 

 

(2) Die Hauptsatzung und ihre Änderung werden mit der Mehrheit der Mitglieder der 

Vertretung beschlossen. Ihr Erlass und ihre Änderung bedürfen der Genehmigung der 
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der Kommunalaufsichtsbehörde.  

 

Kommunalaufsichtsbehörde. Regelungen in der Hauptsatzung nach §§ 46 Abs. 1 

Satz 2, 48 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 Satz 3 und 49 Abs. 2 Satz 2 sind von der 

Genehmigungspflicht ausgenommen. 

 

§ 25 

Einwohnerantrag 

 

(1) Einwohner der Kommune, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, können beantra-

gen, dass die Vertretung bestimmte Angelegenheiten berät (Einwohnerantrag). In Ange-

legenheiten, die Jugendbelange betreffen, sind alle Einwohner der Kommune, die 

das 14. Lebensjahr vollendet haben, antragsberechtigt. Einwohneranträge dürfen nur 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Kommune zum Gegenstand haben, 

die in der gesetzlichen Zuständigkeit der Vertretung liegen und zu denen innerhalb der 

letzten zwölf Monate nicht bereits ein zulässiger Einwohnerantrag gestellt wurde. 

 

(3) Der Einwohnerantrag muss von mindestens 5 v. H. der stimmberechtigten Einwohner 

unterzeichnet sein,   höchstens jedoch in Kommunen 

1. mit bis zu 10 000 Einwohnern  

von 400 stimmberechtigten Einwohnern, 

2. mit mehr als 10 000 bis zu 20 000 Einwohnern  

von 600 stimmberechtigten Einwohnern, 

3. mit mehr als 20 000 bis zu 30 000 Einwohnern  

von 800 stimmberechtigten Einwohnern, 

4. mit mehr als 30 000 bis zu 50 000 Einwohnern  

von 900 stimmberechtigten Einwohnern, 

5. mit mehr als 50 000 bis zu 100 000 Einwohnern  

von 1 500 stimmberechtigten Einwohnern, 

6. mit mehr als 100 000 bis zu 200 000Einwohnern  

von 3 500 stimmberechtigten Einwohnern, 

7. mit mehr als 200 000 Einwohner 

von 4 000 stimmberechtigten Einwohnern. 

 

§ 25 

Einwohnerantrag 

 

(1) Einwohner der Kommune, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, können bean-

tragen, dass die Vertretung bestimmte Angelegenheiten berät (Einwohnerantrag). 

____________________________ Einwohneranträge dürfen nur Angelegenheiten des 

eigenen Wirkungskreises der Kommune zum Gegenstand haben, die in der gesetzli-

chen Zuständigkeit der Vertretung liegen und zu denen innerhalb der letzten zwölf Mo-

nate nicht bereits ein zulässiger Einwohnerantrag gestellt wurde.  

 

 

(3) Der Einwohnerantrag muss von mindestens 3 v. H. der stimmberechtigten Einwoh-

ner unterzeichnet sein,   höchstens jedoch in Kommunen 

1. mit bis zu 10 000 Einwohnern  

von 240 stimmberechtigten Einwohnern, 

2. mit mehr als 10 000 bis zu 20 000 Einwohnern  

von 360 stimmberechtigten Einwohnern, 

3. mit mehr als 20 000 bis zu 30 000 Einwohnern  

von 480 stimmberechtigten Einwohnern, 

4. mit mehr als 30 000 bis zu 50 000 Einwohnern  

von 540 stimmberechtigten Einwohnern, 

5. mit mehr als 50 000 bis zu 100 000 Einwohnern  

von 900 stimmberechtigten Einwohnern, 

6. mit mehr als 100 000 bis zu 200 000Einwohnern  

von 1 500 stimmberechtigten Einwohnern, 

7. mit mehr als 200 000 Einwohner 

von 2 500 stimmberechtigten Einwohnern. 
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(5) Die Vertretung stellt die Zulässigkeit des Einwohnerantrages fest. Ist der Einwoh-

nerantrag zulässig, so hat die Vertretung innerhalb einer Frist von drei Monaten nach 

Eingang des Antrags über diesen zu beraten. Die Vertretung soll die Vertreter des Ein-

wohnerantrages anhören. Das Ergebnis der Beratung oder die Gründe für die Entschei-

dung, den Einwohnerantrag für unzulässig zu erklären, sind ortsüblich bekannt zu ma-

chen. 

 

 

(5) Die Vertretung stellt die Zulässigkeit des Einwohnerantrages in öffentlicher Sit-

zung fest. Ist der Einwohnerantrag zulässig, so hat die Vertretung innerhalb einer Frist 

von drei Monaten nach Eingang des Antrags über diesen zu beraten.  Die Vertre-

tungsberechtigten sind bei der Beratung zu hören; sie haben ein Anwesenheits- 

und Rederecht in allen Sitzungen der Vertretung, in denen der Einwohnerantrag 

beraten wird. Alle Beratungen in den Sitzungen der Vertretung sind öffentlich. 

Das Ergebnis der Beratung oder die Gründe für die Entscheidung, den Einwohneran-

trag für unzulässig zu erklären, sind ortsüblich bekannt zu machen. 

 

§ 26 

Bürgerbegehren 

 

(1) Die Bürger können mit einem Bürgerbegehren beantragen, dass sie über eine Ange-

legenheit der Kommune selbst entscheiden.  

 

§ 26 

Bürgerbegehren 

 

(1) Die Bürger können mit einem Bürgerbegehren beantragen, dass sie über eine An-

gelegenheit der Kommune selbst entscheiden.  

 

(2) Gegenstand eines Bürgerbegehrens können Angelegenheiten des eigenen Wir-

kungskreises der Kommune sein, die in der Entscheidungszuständigkeit der Vertretung 

liegen und zu denen nicht innerhalb der letzten zwei Jahre ein Bürgerentscheid durchge-

führt worden ist. Ein Bürgerbegehren ist unzulässig über 

 

1. die innere Organisation der Verwaltung der Kommune,  

2. die Rechtsverhältnisse der ehrenamtlichen Mitglieder der Vertretung, des Hauptver-

waltungsbeamten, des Bürgermeisters der Mitgliedsgemeinde einer Verbandsge-

meinde und der Beschäftigten der Kommune, 

3. die Haushaltssatzung, einschließlich der Haushaltspläne oder der Wirtschaftspläne 

der Eigenbetriebe, die kommunalen Abgaben und die Tarife der Versorgungs- und 

Verkehrsbetriebe der Kommune,  

4. die Feststellung des Jahresabschlusses der Kommune und der Jahresabschlüsse 

der Eigenbetriebe und des Gesamtabschlusses, 

5. Entscheidungen über Rechtsbehelfe und Rechtsstreitigkeiten, 

6. die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von Bauleitplänen und sonsti-

gen Satzungen nach dem Baugesetzbuch, 

(2) Gegenstand eines Bürgerbegehrens können Angelegenheiten des eigenen Wir-

kungskreises der Kommune sein, die in der Entscheidungszuständigkeit der Vertretung 

liegen und zu denen nicht innerhalb der letzten zwei Jahre ein Bürgerentscheid durch-

geführt worden ist. Ein Bürgerbegehren ist unzulässig über 

 

1. die innere Organisation der Verwaltung der Kommune,  

2. die Rechtsverhältnisse der ehrenamtlichen Mitglieder der Vertretung, des Haupt-

verwaltungsbeamten, des Bürgermeisters der Mitgliedsgemeinde einer Verbands-

gemeinde und der Beschäftigten der Kommune, 

3. die Haushaltssatzung, einschließlich der Haushaltspläne oder der Wirtschaftspläne 

der Eigenbetriebe, die kommunalen Abgaben und die Tarife der Versorgungs- und 

Verkehrsbetriebe der Kommune,  

4. die Feststellung des Jahresabschlusses der Kommune und der Jahresabschlüsse 

der Eigenbetriebe und des Gesamtabschlusses, 

5. Entscheidungen über Rechtsbehelfe und Rechtsstreitigkeiten, 

6. die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von Bauleitplänen und sons-

tigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch, 
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7. Angelegenheiten, die im Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens, eines förmli-

chen Verwaltungsverfahrens mit Öffentlichkeitsbeteiligung oder eines abfallrechtli-

chen, immissionsschutzrechtlichen, wasserrechtlichen oder vergleichbaren Zulas-

sungsverfahrens zu entscheiden sind, sowie 

8. Angelegenheiten, die ein gesetzeswidriges Ziel verfolgen. 

 

7. Angelegenheiten, die im Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens, eines förmli-

chen Verwaltungsverfahrens mit Öffentlichkeitsbeteiligung oder eines abfallrechtli-

chen, immissionsschutzrechtlichen, wasserrechtlichen oder vergleichbaren Zulas-

sungsverfahrens zu entscheiden sind, sowie 

8. Angelegenheiten, die ein gesetzeswidriges Ziel verfolgen. 

 

(3) Das Bürgerbegehren muss die begehrte Sachentscheidung in Form einer mit Ja oder 

Nein zu beantwortenden Frage, eine Begründung und einen nach den gesetzlichen 

Bestimmungen durchführbaren Vorschlag für die Deckung der Kosten der mit der 

Ausführung der Sachentscheidung entstehenden Kosten enthalten. Die Verwaltung 

der Kommune ist in den Grenzen ihrer Verwaltungskraft ihren Bürgern bei der Einleitung 

eines Bürgerbegehrens behilflich. Im Bürgerbegehren sollen bis zu drei Personen be-

nannt werden, die berechtigt sind, die Unterzeichnenden zu vertreten.  

 

(3) Das Bürgerbegehren muss die begehrte Sachentscheidung in Form einer mit Ja 

oder Nein zu beantwortenden Frage und eine Begründung mit Kostenschätzung 

enthalten; es soll bis zu drei Personen benennen, die berechtigt sind, das Bür-

gerbegehren und die Unterzeichnenden zu vertreten. Die Verwaltung der Kommu-

ne ist in den Grenzen ihrer Verwaltungskraft ihren Bürgern bei der Einleitung eines 

Bürgerbegehrens behilflich. Sie teilt den Vertretungsberechtigten schriftlich ihre 

Einschätzung der mit der Durchführung der verlangten Maßnahme verbundenen 

Kosten mit und erteilt Auskünfte zur Sach- und Rechtslage. 

(4) Das Bürgerbegehren muss von mindestens 10 v. H. der stimmberechtigten Bürger 

unterzeichnet sein, höchstens jedoch in Kommunen  

 

1. mit bis zu 20 000 Einwohnern  

von 1 000 stimmberechtigten Bürgern, 

2. mit mehr als 20 000 bis zu 40 000 Einwohnern  

von 2 000 stimmberechtigten Bürgern, 

3. mit mehr als 40 000 bis zu 100 000 Einwohnern  

von 3 000 stimmberechtigten Bürgern, 

4. mit mehr als 100 000 bis zu 200 000 Einwohnern  

von 5 000 stimmberechtigten Bürgern, 

5. mit mehr als 200 000 Einwohnern 

von 7 500 stimmberechtigten Bürgern. 

(4) Das Bürgerbegehren muss von mindestens 10 v. H. der stimmberechtigten Bürger 

unterzeichnet sein, höchstens jedoch in Kommunen  

 

1. mit bis zu 20 000 Einwohnern  

von 1 000 stimmberechtigten Bürgern, 

2. mit mehr als 20 000 bis zu 40 000 Einwohnern  

von 2 000 stimmberechtigten Bürgern, 

3. mit mehr als 40 000 bis zu 100 000 Einwohnern  

von 3 000 stimmberechtigten Bürgern, 

4. mit mehr als 100 000 bis zu 200 000 Einwohnern  

von 5 000 stimmberechtigten Bürgern, 

5. mit mehr als 200 000 Einwohnern 

von 7 500 stimmberechtigten Bürgern. 

(5) Das Bürgerbegehren ist mit den zu seiner Unterstützung erforderlichen Unterschriften 

bei der Kommune schriftlich einzureichen; die elektronische Form ist ausgeschlossen. 

Richtet sich das Bürgerbegehren gegen einen Beschluss der Vertretung, muss es inner-

halb von zwei Monaten nach der ortsüblichen Bekanntgabe des Beschlusses eingereicht 

sein. 

(5) Das Bürgerbegehren ist mit den zu seiner Unterstützung erforderlichen Unterschrif-

ten bei der Kommune schriftlich einzureichen; die elektronische Form ist ausgeschlos-

sen. Richtet sich das Bürgerbegehren gegen einen Beschluss der Vertretung, muss es 

innerhalb von zwei Monaten nach der ortsüblichen Bekanntgabe des Beschlusses 

eingereicht sein. 



5 

 

(6) Die Vertretung stellt unverzüglich, spätestens innerhalb von sechs Wochen nach 

Eingang aller für die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens erforderlichen Unterlagen, die 

Zulässigkeit des Bürgerbegehrens fest. Die Entscheidung ist ortsüblich bekanntzugeben. 

§ 25 Abs. 6 gilt entsprechend. Ist die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens festgestellt, 

dürfen bis zur Durchführung des Bürgerentscheids eine dem Begehren entgegenstehen-

de Entscheidung nicht mehr getroffen und dem Begehren entgegenstehende Vollzugs-

handlungen nicht vorgenommen werden, es sei denn, dass zu diesem Zeitpunkt rechtli-

che Verpflichtungen der Kommune hierzu bestanden haben. 

 

 

 

(6) Über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens entscheidet die Vertretung nach 

Anhörung der Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens unverzüglich, spätestens 

innerhalb von sechs Wochen nach Eingang aller für die Zulässigkeit des Bürgerbegeh-

rens erforderlichen Unterlagen, in öffentlicher Sitzung. Die Vertretungsberechtigten 

haben ein Anwesenheits- und Rederecht in allen Sitzungen der Vertretung und 

seiner Ausschüsse, in denen das Bürgergehren beraten wird. Alle Beratungen in 

den Sitzungen der Vertretung und seiner Ausschüsse sind öffentlich. Die Ent-

scheidung der Vertretung über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens ist ortsüblich 

bekanntzugeben. § 25 Abs. 6 gilt entsprechend. Ist die Zulässigkeit des Bürgerbegeh-

rens festgestellt, dürfen bis zur Durchführung des Bürgerentscheids eine dem Begeh-

ren entgegenstehende Entscheidung nicht mehr getroffen und dem Begehren entge-

genstehende Vollzugshandlungen nicht vorgenommen werden, es sei denn, dass zu 

diesem Zeitpunkt rechtliche Verpflichtungen der Kommune hierzu bestanden haben. 

§ 27 

Bürgerentscheid 

 

(1) Ist das Bürgerbegehren nach § 26 zulässig, so ist innerhalb von drei Monaten der 

Bürgerentscheid durchzuführen. Die Vertretung kann die Frist im Einvernehmen mit 

den vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens um bis zu drei Monate 

verlängern. Der Bürgerentscheid entfällt, wenn die Vertretung die Durchführung der mit 

dem Bürgerbegehren verlangten Maßnahme beschließt.  

 

§ 27 

Bürgerentscheid 

 

(1) Ist das Bürgerbegehren nach § 26 zulässig, so ist innerhalb von drei Monaten der 

Bürgerentscheid durchzuführen. Die Vertretung kann die Frist im Benehmen mit den 

vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens um bis zu drei Monate ver-

längern, soweit dies zur Zusammenlegung der Durchführung des Bürgerent-

scheids mit einer Wahl erforderlich ist. Der Bürgerentscheid entfällt, wenn die 

Vertretung die Durchführung der mit dem Bürgerbegehren verlangten Maßnahme 

beschließt.  

(2) Ein Bürgerentscheid findet auch statt, wenn die Vertretung mit einer Mehrheit von 

zwei Dritteln der Mitglieder beschließt, dass eine Angelegenheit der Kommune der Ent-

scheidung der Bürger unterstellt wird. § 26 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Ein Bürgerentscheid findet auch statt, wenn die Vertretung mit einer Mehrheit von 

zwei Dritteln der Mitglieder beschließt, dass eine Angelegenheit der Kommune der 

Entscheidung der Bürger unterstellt wird. § 26 Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

 (2a) Spätestens am 25. Tag vor dem Bürgerentscheid hat die Kommune den 

stimmberechtigten Bürgern die Auffassungen zum Gegenstand des Bürgerbe-

gehrens, die von der Vertretung und von den Vertretungsberechtigten des 

Bürgerbegehrens jeweils vertreten werden, durch eine öffentliche Bekanntma-

chung oder Zusendung einer schriftlichen Information darzulegen. Wird ein 

Bürgerentscheid aufgrund eines Beschlusses der Vertretung nach Absatz 2 

durchgeführt, beschränkt sich die Darlegung nach Satz 1 auf die Auffassung 
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der Vertretung. 

(3) Bei dem Bürgerentscheid kann über die zu entscheidende Frage nur mit Ja oder Nein 

abgestimmt werden. Bei einem Bürgerentscheid ist die gestellte Frage in dem Sinne 

entschieden, in dem sie von der Mehrheit der gültigen Stimmen mit Ja beantwortet wur-

de und diese Mehrheit mindestens 25 v. H. der stimmberechtigten Bürger beträgt. 

Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als mit Nein beantwortet. Ist die nach Satz 2 erfor-

derliche Mehrheit nicht erreicht worden, hat die Vertretung die Angelegenheit zu ent-

scheiden. 

 

(4) Ein Bürgerentscheid, der die nach Absatz 3 Satz 2 erforderliche Mehrheit erreicht hat, 

hat die Wirkung eines Beschlusses der Vertretung. § 65 Abs. 3 findet keine Anwen-

dung. Vor Ablauf von einem Jahr kann er nur durch einen neuen Bürgerentscheid abge-

ändert oder aufgehoben werden.  

 

(5) Das Nähere regelt das Kommunalwahlgesetz für das Land Sachsen-Anhalt. 

 

(3) Bei dem Bürgerentscheid kann über die zu entscheidende Frage nur mit Ja oder 

Nein abgestimmt werden. Bei einem Bürgerentscheid ist die gestellte Frage in dem 

Sinne entschieden, in dem sie von der Mehrheit der gültigen Stimmen mit Ja beant-

wortet wurde und diese Mehrheit mindestens 20 v. H. der stimmberechtigten 

Bürger beträgt. Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als mit Nein beantwortet. Ist die 

nach Satz 2 erforderliche Mehrheit nicht erreicht worden, hat die Vertretung die An-

gelegenheit zu entscheiden. 

 

(4) Ein Bürgerentscheid, der die nach Absatz 3 Satz 2 erforderliche Mehrheit erreicht 

hat, hat die Wirkung eines Beschlusses der Vertretung. § 65 Abs. 3 findet keine An-

wendung. Vor Ablauf von zwei Jahren kann er nur durch einen neuen Bürgerentscheid 

abgeändert oder aufgehoben werden, es sei denn, dass sich die dem Bürgerent-

scheid zugrunde liegende Sach- und Rechtslage wesentlich geändert hat. 

 

(5) Das Nähere regelt das Kommunalwahlgesetz für das Land Sachsen-Anhalt. 

§ 28 

Beteiligung der Einwohner und Bürger 

 

(2) Bei öffentlichen Sitzungen der Vertretung und ihrer beschließenden Ausschüsse sind 

Fragestunden für die Einwohner vorzusehen. Einzelheiten regelt die Hauptsatzung. 

 

§ 28 

Beteiligung der Einwohner und Bürger 

 

(2) Bei öffentlichen Sitzungen der Vertretung und ihrer beschließenden Ausschüsse ist 

Einwohnern die Möglichkeit einzuräumen, in Angelegenheiten der Kommune 

Fragen zu stellen (Einwohnerfragestunde). Bei öffentlichen Sitzungen der bera-

tenden Ausschüsse können Einwohnerfragestunden durchgeführt werden. Ein-

zelheiten regelt die Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung kann vorsehen, 

Fragen zu Beratungsgegenständen zu ermöglichen. 

§ 29 

Hilfe bei Verwaltungsangelegenheiten 

 

(4) Andere Rechtsvorschriften über die Verpflichtung der Kommunen zur Auskunftsertei-

lung und zur Entgegennahme und Weiterleitung von Anträgen in Verwaltungsverfahren, 

für deren Durchführung sie nicht zuständig ist oder an deren Durchführung sie nur mit-

wirkt, finden Anwendung. 

 

 

§ 29 

Hilfe bei Verwaltungsangelegenheiten 

 

(4) Andere Rechtsvorschriften über die Verpflichtung der Kommunen zur Auskunftser-

teilung und zur Entgegennahme und Weiterleitung von Anträgen in Verwaltungsverfah-

ren, für deren Durchführung sie nicht zuständig sind oder an deren Durchführung sie 

nur mitwirken, finden Anwendung. 
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§ 35 

Entschädigung 

 

(1) Wer ein Ehrenamt oder eine sonstige ehrenamtliche Tätigkeit ausübt, hat Anspruch 

auf Ersatz seiner Auslagen und seines Verdienstausfalls. Bei Personen, die keinen 

Verdienst haben, wird als Ersatz für die aufgewendete Zeit eine angemessene Pau-

schale gewährt. Einzelheiten sind durch Satzung zu regeln. In der Satzung sind die 

Ansprüche auf Höchstbeträge zu begrenzen. 

 

(2) Den in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher Tätigkeit Berufenen können 

angemessene Aufwandsentschädigungen nach Maßgabe einer Satzung gewährt wer-

den. Mit der Gewährung einer Aufwandsentschädigung ist der Anspruch auf Ersatz von 

Auslagen mit Ausnahme der Kosten für Dienstreisen außerhalb des Dienst- oder Woh-

nortes sowie der zusätzlichen Kosten für die Betreuung von Kindern und Pflegebedürfti-

gen abgegolten. Die Aufwandsentschädigung soll in Form einer monatlichen Pauschale 

gewährt werden. Aufwandsentschädigungen unterliegen nicht den Zwecken der Haus-

haltskonsolidierung. Soweit es dem Wesen des Ehrenamtes oder der sonstigen ehren-

amtlichen Tätigkeit entspricht, kann neben oder anstelle einer monatlichen Pauschale 

auch eine anlassbezogene Pauschale gewährt werden. In ein Ehrenamt oder zu sonsti-

ger ehrenamtlicher Tätigkeit Berufene haben Anspruch auf Ersatz ihrer tatsächlich ent-

standenen und nachgewiesenen Fahrtkosten zum Sitzungsort, höchstens jedoch in Hö-

he der Kosten der Fahrt von der Wohnung zum Sitzungsort und zurück. Das Gleiche gilt 

für Fahrten im Zuständigkeitsbereich der Vertretung, soweit diese in der Ausübung des 

Mandats begründet sind und mit Zustimmung des Vorsitzenden der Vertretung oder 

eines Ausschusses erfolgen. Die Reisekostenvergütung erfolgt nach den für Landesbe-

amte geltenden Vorschriften. 

 

(3) Die Ansprüche auf Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 sind nicht übertragbar; auf 

sie kann nicht verzichtet werden. 

 

(4) Erleidet ein ehrenamtliches Mitglied einer Vertretung einen Dienstunfall, hat es die-

selben Rechte wie ein Ehrenbeamter. 

 

§ 35 

Entschädigung 

 

(1) Wer ein Ehrenamt oder eine sonstige ehrenamtliche Tätigkeit ausübt, hat Anspruch 

auf Ersatz seiner Auslagen und seines Verdienstausfalls. Bei Personen, die keinen 

Verdienst haben oder die Höhe des Verdienstausfalls nicht nachweisen können, 

wird als Ersatz für die aufgewendete Zeit eine angemessene Pauschale gewährt. Ein-

zelheiten sind durch Satzung zu regeln. ________ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(4) Das für Kommunalangelegenheiten zuständige Ministerium kann durch 

Rechtsverordnung Regelungen über die Anspruchsvoraussetzungen für den 

Ersatz des Verdienstausfalls und die Aufwandsentschädigungen treffen und 

Höchstbeträge festsetzen. 
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(5) Erleidet ein ehrenamtliches Mitglied einer Vertretung einen Dienstunfall, hat es 

dieselben Rechte wie ein Ehrenbeamter. 

 

§ 38 

Wahl, Wahlperiode 

 

(1) Die Vertretung wird nach den Vorschriften des Kommunalwahlgesetzes für das Land 

Sachsen-Anhalt von den wahlberechtigten Bürgern für die Dauer von fünf Jahren ge-

wählt.  

 

§ 38 

Wahl, Wahlperiode 

 

(1) Die Vertretung wird nach den Vorschriften des Kommunalwahlgesetzes für das 

Land Sachsen-Anhalt von den wahlberechtigten Bürgern für die Dauer von fünf Jahren 

gewählt. 

 

(2) Die Amtszeit der Vertretung endet mit dem Zusammentritt der neu gewählten Vertre-

tung. Die Vertretung führt nach Ablauf der Wahlperiode gemäß § 5 Abs. 1 des Kommu-

nalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt die Geschäfte bis zum Zusammentritt der 

neu gewählten Vertretung weiter. 

(2) Die Amtszeit der Vertretung endet mit dem Zusammentritt der neu gewählten Ver-

tretung. Die Vertretung führt nach Ablauf der Wahlperiode gemäß § 5 Abs. 1 des 

Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt die Geschäfte bis zum Zusam-

mentritt der neu gewählten Vertretung weiter. 

 (3) Die Vertretung kann sich vorzeitig auflösen, wenn nach Unanfechtbarkeit der 

Wahlprüfungsentscheidung ein schwerwiegender Wahlmangel aufgrund §§ 107a 

und 107b sowie §§108 bis 108b StGB festgestellt wird, aufgrund dessen die Wahl 

im Wahlprüfungsverfahren nach § 52 Absatz 1 Nr. 4 des Kommunalwahlgesetzes 

für das Land Sachsen-Anhalt für ungültig hätte erklärt werden müssen. Für den 

Beschluss ist eine Mehrheit von drei Vierteln der Vertretung erforderlich. Den 

Tag der Neuwahl bestimmt die Kommunalaufsichtsbehörde. Die Neuwahl muss 

spätestens vier Monate nach dem Beschluss über die Auflösung der Vertretung 

stattfinden. Die Neuwahl erfolgt abweichend von Absatz 1 für die Zeit bis zum 

Ende der Wahlperiode. Findet die Neuwahl innerhalb von zwölf Monaten vor Ab-

lauf der Wahlperiode statt, so endet die Wahlperiode mit dem Ende der nächsten 

Wahlperiode.  

§ 42 

Ausscheiden, Nachrücken, Ergänzungswahl 

 

(1) Ein ehrenamtliches Mitglied der Vertretung verliert während der Wahlperiode sein 

Mandat, wenn 

 

1. es auf das Mandat verzichtet; der Verzicht ist gegenüber dem Vorsitzenden der Ver-

tretung schriftlich zu erklären und kann mit Wirkung ab einem bestimmten späteren 

§ 42 

Ausscheiden, Nachrücken, Ergänzungswahl 

 
(1) Ein ehrenamtliches Mitglied der Vertretung verliert während der Wahlperiode sein 

Mandat, wenn 

 

1. es auf das Mandat verzichtet; der Verzicht ist gegenüber dem Vorsitzenden der 

Vertretung schriftlich zu erklären und kann mit Wirkung ab einem bestimmten spä-
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Zeitpunkt erklärt werden. Die Verzichtserklärung darf nicht in elektronischer Form 

abgegeben und kann nicht widerrufen werden, 

2. die Wählbarkeit nach § 40 verloren geht oder sich nachträglich ergibt, dass das eh-

renamtliche Mitglied zum Zeitpunkt der Wahl nicht wählbar war, 

3. ein Hinderungsgrund nach § 41 Abs. 1, 2 oder 3 bereits zum Zeitpunkt der Annahme 

der Wahl vorliegt oder im Laufe der Wahlperiode eintritt, 

4. die bestandskräftige Berichtigung des Wahlergebnisses oder seine Neufeststellung 

aufgrund einer Nachwahl oder Wiederholungswahl nach Maßgabe des Kom-

munalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt dies ergeben hat, 

5. durch eine rechtskräftige Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren die Wahl der 

Vertretung oder des ehrenamtlichen Mitglieds ungültig ist, 

6. eine Partei oder die Teilorganisation einer Partei durch das Bundesverfassungsge-

richt nach Artikel 21 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes für verfassungswidrig erklärt 

wird, sofern das ehrenamtliche Mitglied der Vertretung dieser Partei oder Teilorgani-

sation zu irgendeinem Zeitpunkt zwischen der Antragstellung gemäß § 43 des Bun-

desverfassungsgerichtsgesetzes und der Verkündung der Entscheidung gemäß § 46 

des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes angehört hat; dies gilt entsprechend für die 

Feststellung, dass eine Partei oder ein Teil einer Partei eine verbotene Ersatzorgani-

sation ist. 

 

teren Zeitpunkt erklärt werden; die Verzichtserklärung darf nicht in elektronischer 

Form abgegeben und kann nicht widerrufen werden, 

2. die Wählbarkeit nach § 40 verloren geht oder sich nachträglich ergibt, dass das 

ehrenamtliche Mitglied zum Zeitpunkt der Wahl nicht wählbar war, 

3. ein Hinderungsgrund nach § 41 Abs. 1, 2 oder 3 bereits zum Zeitpunkt der Annah-

me der Wahl vorliegt oder im Laufe der Wahlperiode eintritt, 

1. die unanfechtbare Berichtigung des Wahlergebnisses oder seine Neufeststellung 

nach § 52 Abs. 1 Nr. 4 a des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-

Anhalt dies ergeben hat, 

2. durch eine unanfechtbare Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren nach § 52 

Abs. 1 Nr. 4 b des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt die 

Wahl der Vertretung oder des ehrenamtlichen Mitglieds  

a) ganz ungültig oder  

b) teilweise ungültig ist,  

3. die Vertretung einen Beschluss über die vorzeitige Auflösung der Vertretung 

nach § 38 Abs. 3 fasst, 

7. eine Partei oder die Teilorganisation einer Partei durch das Bundesverfassungsge-

richt nach Artikel 21 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes für verfassungswidrig erklärt 

wird, sofern das ehrenamtliche Mitglied der Vertretung dieser Partei oder Teilorga-

nisation zu irgendeinem Zeitpunkt zwischen der Antragstellung gemäß § 43 des 

Bundesverfassungsgerichtsgesetzes und der Verkündung der Entscheidung ge-

mäß § 46 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes angehört hat oder aufgrund ei-

nes Wahlvorschlages dieser Partei gewählt worden ist; dies gilt entsprechend für 

die Feststellung, dass eine Partei oder ein Teil einer Partei eine verbotene Ersatz-

organisation ist. 

 

(2) Die Vertretung stellt unverzüglich fest, ob eine der Voraussetzungen nach Absatz 1 

Nrn. 2 bis 4 vorliegt, soweit diese nicht bereits durch rechtskräftigen Richterspruch 

eingetreten ist. Dem Betroffenen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Ent-

scheidung der Vertretung nach Satz 1 ist dem ehrenamtlichen Mitglied der Vertretung 

durch den Hauptverwaltungsbeamten binnen einer Frist von zwei Wochen schriftlich mit 

Begründung zuzustellen. Gegen die Entscheidung der Vertretung ist der Verwaltungs-

rechtsweg nach Maßgabe des 8. Abschnitts der Verwaltungsgerichtsordnung gegeben. 

 

(2) Die Vertretung stellt unverzüglich fest, ob eine der Voraussetzungen nach Absatz 1 

Nrn. 2 und 3 vorliegt, soweit diese nicht bereits durch unanfechtbaren Richterspruch 

eingetreten ist. Dem Betroffenen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die 

Entscheidung der Vertretung nach Satz 1 ist dem ehrenamtlichen Mitglied der Vertre-

tung durch den Hauptverwaltungsbeamten binnen einer Frist von zwei Wochen schrift-

lich mit Begründung zuzustellen. Gegen die Entscheidung der Vertretung ist der Ver-

waltungsrechtsweg nach Maßgabe des 8. Abschnitts der Verwaltungsgerichtsordnung 

gegeben. 
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(3) Das ehrenamtliche Mitglied der Vertretung scheidet aus der Vertretung aus  

 

1. im Fall des Absatzes 1 Nr. 1 mit dem in der Verzichtserklärung bestimmten Zeitpunkt, 

im Übrigen mit dem Zugang der Verzichtserklärung beim Vorsitzenden der Vertre-

tung,  

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nrn. 2 bis 4 mit der Unanfechtbarkeit der Feststellung 

der Vertretung,  

3. in den Fällen des Absatzes 1 Nrn. 5 und 6 mit der Rechtskraft der Entscheidung.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Durch das Ausscheiden eines ehrenamtlichen Mitglieds der Vertretung wird die Rechts-

wirksamkeit seiner bisherigen Tätigkeit nicht berührt. 

 

(3) Das ehrenamtliche Mitglied der Vertretung scheidet aus der Vertretung aus 

 

1. im Fall des Absatzes 1 Nr. 1 mit dem in der Verzichtserklärung bestimmten Zeit-

punkt, im Übrigen mit dem Zugang der Verzichtserklärung beim Vorsitzenden der 

Vertretung, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nrn. 2 und 3 mit der Unanfechtbarkeit der Feststel-

lung der Vertretung, 

3. in den Fällen des Absatzes 1 Nrn. 4, 5 a) und 7 mit der Unanfechtbarkeit der Ent-

scheidung der Vertretung im Wahlprüfungsverfahren oder der gerichtlichen 

Entscheidung, 

4. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 5 b) nach erfolgter Teilwiederholungswahl 

mit der Feststellung des Wahlergebnisses für das gesamte Wahlgebiet durch 

den Wahlausschuss, 

5. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 6 mit der Beschlussfassung der Vertretung 

über ihre Auflösung. 

 

Durch das Ausscheiden eines ehrenamtlichen Mitglieds der Vertretung wird die 

Rechtswirksamkeit seiner bisherigen Tätigkeit nicht berührt. 

 

§ 43 

Rechtsstellung der Mitglieder der Vertretung 

 

(3) Jedes Mitglied der Vertretung hat das Recht, in der Vertretung und in den Ausschüs-

sen, denen es angehört, Anträge zu stellen, ohne der Unterstützung durch andere Mit-

glieder der Vertretung zu bedürfen. Jedes ehrenamtliche Mitglied der Vertretung 

kann zur eigenen Unterrichtung von dem Hauptverwaltungsbeamten Auskunft 

verlangen; ihm muss durch den Hauptverwaltungsbeamten Auskunft erteilt werden. In 

der Hauptsatzung ist dafür eine angemessene Frist zu bestimmen. 

 

 

§ 43 

Rechtsstellung der Mitglieder der Vertretung 

 

(3) Jedes Mitglied der Vertretung hat das Recht, in der Vertretung und in den Aus-

schüssen, denen es angehört, Anträge zu stellen, ohne der Unterstützung durch ande-

re Mitglieder der Vertretung zu bedürfen. Jedes ehrenamtliche Mitglied der Vertre-

tung kann zur eigenen Unterrichtung in allen Angelegenheiten der Kommune 

und ihrer Verwaltung von dem Hauptverwaltungsbeamten Auskunft verlangen; 

ihm muss durch den Hauptverwaltungsbeamten Auskunft erteilt werden. Kann der 

Hauptverwaltungsbeamte Anfragen nicht unverzüglich mündlich beantworten, 

hat er die Auskunft binnen einer Frist von in der Regel einem Monat schriftlich 

zu erteilen. Ausnahmen hiervon sowie nähere Einzelheiten regelt die Hauptsat-

zung. 

 

 

 



11 

 

§ 45 

Aufgaben der Vertretung 

 

(2) Die Entscheidung über folgende Angelegenheiten kann die Vertretung nicht übertra-

gen: 

 

7. die Verfügung über das Vermögen der Kommune, Veräußerung oder Belastung von 

Grundstücken, Schenkungen und Darlehen der Kommune oder Geschäfte, die eine 

von der Vertretung allgemein festgesetzte Grenze überschreiten, 

 

§ 45 

Aufgaben der Vertretung 

 

(2) Die Entscheidung über folgende Angelegenheiten kann die Vertretung nicht über-

tragen: 

 

7. die Verfügung über das Vermögen der Kommune, insbesondere Schenkungen 

und Darlehen, und die Veräußerung oder Belastung von Grundstücken, aus-

genommen Rechtsgeschäfte, deren Vermögenswert eine in der Hauptsatzung 

bestimmte Wertgrenze nicht übersteigt, 

 

16.   den Verzicht auf Ansprüche der Kommune und den Abschluss von Vergleichen, 

soweit eine von der Vertretung allgemein festgesetzte Wertgrenze überschritten 

wird,  

 

16.   den Verzicht auf Ansprüche der Kommune und den Abschluss oder die Ableh-

nung von Vergleichen, soweit eine von der Vertretung allgemein festgesetzte 

Wertgrenze überschritten wird,  

 

(5) Die Vertretung ist Dienstvorgesetzte, höhere Dienstvorgesetzte und oberste Dienst-

behörde des Hauptverwaltungsbeamten. Die Vertretung oder ein beschließender Aus-

schuss beschließt im Einvernehmen mit dem Hauptverwaltungsbeamten über die  

 

1. Ernennung, Einstellung und Entlassung mit Ausnahme der Entlassung innerhalb 

oder mit Ablauf der Probezeit von Beschäftigten der Kommune, soweit durch 

Hauptsatzung dem Hauptverwaltungsbeamten nicht die Entscheidung übertragen 

wurde oder diese zur laufenden Verwaltung gehört; das Gleiche gilt für die nicht nur 

vorübergehende Übertragung einer anders bewerteten Tätigkeit bei einem Arbeit-

nehmer sowie die Festsetzung des Entgelts, sofern kein Anspruch aufgrund eines 

Tarifvertrages besteht, 

 

(6) Ein Zehntel der ehrenamtlichen Mitglieder der Vertretung, in Gemeinden und Ver-

bandsgemeinden mindestens jedoch zwei ehrenamtliche Mitglieder der Vertretung oder 

eine Fraktion kann in allen Angelegenheiten der Kommune und ihrer Verwaltung verlan-

gen, dass der Hauptverwaltungsbeamte die Vertretung unterrichtet. Auf  Antrag der in 

Satz 1 bezeichneten Mehrheiten ist der Vertretung oder einem von ihr bestellten Aus-

schuss Akteneinsicht zu gewähren. Die Antragsteller müssen in dem Ausschuss vertre-

ten sein. 

 

(5) Die Vertretung ist Dienstvorgesetzte, höhere Dienstvorgesetzte und oberste Dienst-

behörde des Hauptverwaltungsbeamten. Die Vertretung oder ein beschließender Aus-

schuss beschließt im Einvernehmen mit dem Hauptverwaltungsbeamten über die  

 

1. Ernennung, Einstellung, Versetzung in den Ruhestand und Entlassung mit Aus-

nahme der Entlassung innerhalb oder mit Ablauf der Probezeit von Beschäftigten 

der Kommune, soweit durch Hauptsatzung dem Hauptverwaltungsbeamten nicht 

die Entscheidung übertragen wurde oder diese zur laufenden Verwaltung gehört; 

das Gleiche gilt für die nicht nur vorübergehende Übertragung einer anders bewer-

teten Tätigkeit bei einem Arbeitnehmer sowie die Festsetzung des Entgelts, sofern 

kein Anspruch aufgrund eines Tarifvertrages besteht, 

 

(6) Ein Zehntel der ehrenamtlichen Mitglieder der Vertretung, in Gemeinden und Ver-

bandsgemeinden mindestens jedoch zwei ehrenamtliche Mitglieder der Vertretung 

oder eine Fraktion kann in allen Angelegenheiten der Kommune und ihrer Verwaltung 

verlangen, dass der Hauptverwaltungsbeamte die Vertretung unterrichtet. Auf  Antrag 

der in Satz 1 bezeichneten Mehrheiten ist der Vertretung oder einem von ihr bestellten 

Ausschuss Akteneinsicht zu gewähren. Die Antragsteller müssen in dem Ausschuss 

vertreten sein. 
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(7) Jedes ehrenamtliche Mitglied der Vertretung kann an den Hauptverwaltungsbeamten 

schriftliche oder in einer Sitzung der Vertretung mündliche Anfragen über einzelne Ange-

legenheiten der Kommune und ihrer Verwaltung richten, die innerhalb einer angemes-

senen Frist zu beantworten sind. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung. 

 

(8) Die Absätze 6 und 7 gelten nicht bei den nach § 6 Abs. 6 geheim zu haltenden 

Angelegenheiten. 

 

 

(7) Jedes ehrenamtliche Mitglied der Vertretung kann an den Hauptverwaltungsbeam-

ten schriftliche oder in einer Sitzung der Vertretung mündliche Anfragen über einzelne 

Angelegenheiten der Kommune und ihrer Verwaltung richten. Kann der Hauptverwal-

tungsbeamte Anfragen nicht unverzüglich mündlich beantworten, hat er die 

Auskunft binnen einer Frist von in der Regel einem Monat schriftlich zu erteilen. 

Ausnahmen hiervon sowie nähere Einzelheiten regelt die Geschäftsordnung. 

 

(8) Die Absätze 6 und 7 gelten nicht, soweit spezialgesetzliche Vorschriften entge-

genstehen, und für Angelegenheiten, die der Geheimhaltung unterliegen (§ 6 

Abs. 6).  

 

§ 46 

Ausschüsse der Vertretung 

 

(1) Die Vertretung kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben ständige oder zeitweilige Ausschüs-

se bilden, die als beschließende oder als beratende Ausschüsse tätig werden. Ständige 

Ausschüsse und ihre Größe sind in der Hauptsatzung festzulegen; sollen zusätzlich 

sachkundige Einwohner nach § 49 Abs. 3 berufen werden, so ist deren Zahl gesondert 

auszuweisen. 

 

(2) Die Vertretung kann jede Angelegenheit an sich ziehen und Beschlüsse der beschlie-

ßenden Ausschüsse, solange sie noch nicht vollzogen sind, ändern oder aufheben.  

 

(3) Ausschüsse können von der Vertretung jederzeit aufgelöst und neu gebildet 

werden. Ein Ausschuss muss auf Antrag einer Fraktion neu besetzt werden, wenn 

seine Zusammensetzung nicht mehr dem Verhältnis der Stärke der Fraktionen der 

Vertretung entspricht. 

 

§ 46 

Ausschüsse der Vertretung 

 

(1) Die Vertretung kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben ständige oder zeitweilige Aus-

schüsse bilden, die als beschließende oder als beratende Ausschüsse tätig werden. 

Ständige Ausschüsse und ihre Größe sind in der Hauptsatzung festzulegen; sollen 

zusätzlich sachkundige Einwohner nach § 49 Abs. 3 berufen werden, so ist deren Zahl 

gesondert auszuweisen. 

 

(2) Die Vertretung kann jede Angelegenheit an sich ziehen und Beschlüsse der be-

schließenden Ausschüsse, solange sie noch nicht vollzogen sind, ändern oder aufhe-

ben.  

 

Absatz 3 wird in § 47 als Absatz 4 übernommen. 

§ 47 

Bildung und Zusammensetzung der Ausschüsse 

 

(1) Die Ausschüsse werden in der Weise gebildet, dass die von der Vertretung festgeleg-

ten Sitze auf die Vorschläge der Fraktionen der Vertretung entsprechend dem Verhältnis 

der Mitgliederzahl der einzelnen Fraktionen zur Mitgliederzahl aller Fraktionen verteilt 

werden. Dabei erhält jede Fraktion zunächst so viele Sitze, wie sich für sie ganze Zahlen 

§ 47 

Bildung und Zusammensetzung der Ausschüsse 

 

(1) Die Ausschüsse werden in der Weise gebildet, dass die von der Vertretung festge-

legten Sitze auf die Vorschläge der Fraktionen der Vertretung entsprechend dem Ver-

hältnis der Mitgliederzahl der einzelnen Fraktionen zur Mitgliederzahl aller Fraktionen 

verteilt werden. Dabei erhält jede Fraktion zunächst so viele Sitze, wie sich für sie gan-
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ergeben. Sind danach noch Sitze zu vergeben, so sind sie in der Reihenfolge der höchs-

ten Zahlenbruchteile, die sich bei der Berechnung nach Satz 1 ergeben, auf die Fraktio-

nen zu verteilen. Bei gleichem Zahlenbruchteil entscheidet das Los, das der Vorsitzende 

der Vertretung zu ziehen hat. Die Fraktionen benennen die Mitglieder der Ausschüsse; 

der Hauptverwaltungsbeamte bleibt unberücksichtigt. 

 

(2) Die Fraktionen, auf die bei der Sitzverteilung nach Absatz 1 in einem Ausschuss kein 

Sitz entfallen ist, sind berechtigt, ein Mitglied mit beratender Stimme in den Ausschuss zu 

entsenden. 

 

(3) Ehrenamtliche Mitglieder der Vertretung, die im Dienste der Kommune stehen, 

dürfen einem für ihr Arbeitsgebiet zuständigen beschließenden Ausschuss nicht 

angehören. 

 

(4) Ausschussmitglieder können im Verhinderungsfall durch Mitglieder derselben Frakti-

on vertreten werden. 

 

 

ze Zahlen ergeben. Sind danach noch Sitze zu vergeben, so sind sie in der Reihenfolge 

der höchsten Zahlenbruchteile, die sich bei der Berechnung nach Satz 1 ergeben, auf 

die Fraktionen zu verteilen. Bei gleichem Zahlenbruchteil entscheidet das Los, das der 

Vorsitzende der Vertretung zu ziehen hat. Die Fraktionen benennen die Mitglieder der 

Ausschüsse; der Hauptverwaltungsbeamte bleibt unberücksichtigt. 

 

(2) Die Fraktionen, auf die bei der Sitzverteilung nach Absatz 1 in einem Ausschuss 

kein Sitz entfallen ist, sind berechtigt, ein Mitglied mit beratender Stimme in den Aus-

schuss zu entsenden. 

 

(3) Die Vertretung stellt die sich nach den Absätzen 1 und 2 ergebende Sitzvertei-

lung und Ausschussbesetzung durch Beschluss fest. Ausschussmitglieder können 

im Verhinderungsfall durch Mitglieder derselben Fraktion vertreten werden. 

 

(4) Ein Ausschuss muss auf Antrag einer Fraktion neu besetzt werden, wenn 

seine Zusammensetzung nicht mehr dem Verhältnis der Stärke der Fraktionen 

der Vertretung entspricht. Absatz 3 gilt entsprechend.  

 

§ 49 

Beratende Ausschüsse 

 

(3) Die Vertretung kann in die beratenden Ausschüsse sachkundige Einwohner wider-

ruflich als Mitglieder mit beratender Stimme berufen; §§ 41 und 47 Abs. 1 gelten ent-

sprechend. Mitglieder der Vertretung und Beschäftigte der Kommune können nicht als 

sachkundige Einwohner berufen werden. Ist die Berufung in dem Verfahren nach § 47 

Abs. 1 erfolgt, stellt die Vertretung die Mitgliedschaft der sachkundigen Einwohner durch 

Abstimmung fest. Ihre Zahl darf die der Mitglieder der Vertretung in den einzelnen Aus-

schüssen nicht erreichen. Die sachkundigen Einwohner sind ehrenamtlich tätig; § 33 gilt 

entsprechend. 

 

§ 49 

Beratende Ausschüsse 

 

(3) Die Vertretung kann in die beratenden Ausschüsse sachkundige Einwohner wi-

derruflich als Mitglieder mit beratender Stimme berufen; §§ 41 und 47 Abs. 1 gelten 

entsprechend. Mitglieder der Vertretung und Beschäftigte der Kommune können nicht 

als sachkundige Einwohner berufen werden. Ist die Berufung in dem Verfahren nach 

§ 47 Abs. 1 erfolgt, stellt die Vertretung die Mitgliedschaft der sachkundigen Einwohner 

durch Abstimmung fest. Ihre Zahl darf die der Mitglieder der Vertretung in den einzel-

nen Ausschüssen nicht erreichen. Die sachkundigen Einwohner sind ehrenamtlich 

tätig; §§ 30 bis 35 und § 43 Abs. 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden. Eine 

Aufwandsentschädigung soll jedoch, soweit sie pauschal gewährt wird, aus-

schließlich als Sitzungsgeld gewährt werden. 
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§ 58 

Niederschrift 

 

(1) Über jede Sitzung der Vertretung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift 

muss mindestens 

 

1. die Zeit und den Ort der Sitzung, 
 

2. die Namen der Teilnehmer, 
 

3. die Tagesordnung, 
 

4. den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse und 
 

5. das Ergebnis der Abstimmungen 
 

enthalten. Auf Verlangen des Vorsitzenden und jedes Mitglieds der Vertretung ist ihre 

Erklärung wörtlich in der Niederschrift festzuhalten. Die Niederschrift muss vom Vorsit-

zenden und vom Protokollführer unterzeichnet werden. Sie soll innerhalb von 30 Tagen, 

spätestens zur nächsten Sitzung, vorliegen. 

 

(2) Über Einwendungen gegen die Niederschrift entscheidet die Vertretung. 

 

(3) Die Einsichtnahme in die Niederschriften über die öffentlichen Sitzungen ist den Ein-

wohnern zu gestatten. 

 

(4) Für Ausschüsse gilt Absatz 1 entsprechend. Die Niederschrift ist zu unterzeichnen. 

 

§ 58 

Niederschrift 

 

(1) Über jede Sitzung der Vertretung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Nieder-

schrift muss mindestens 

 
1. die Zeit und den Ort der Sitzung, 

 
2. die Namen der Teilnehmer, 

 
3. die Tagesordnung, 

 
4. den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse und 

 
5. das Ergebnis der Abstimmungen 
 

enthalten. Auf Verlangen des Vorsitzenden und jedes Mitglieds der Vertretung ist ihre 

Erklärung wörtlich in der Niederschrift festzuhalten. Die Niederschrift muss vom Vorsit-

zenden und vom Protokollführer unterzeichnet werden. Sie soll innerhalb von 30 Tagen, 

spätestens zur nächsten Sitzung, vorliegen. 

 

(2) Über Einwendungen gegen die Niederschrift entscheidet die Vertretung. 

 

(3) Die Einsichtnahme in die Niederschriften über die öffentlichen Sitzungen ist _____ 

zu gestatten. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung. 

 

(4) Für Ausschüsse gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. Die Niederschrift ist zu 

unterzeichnen. 
 

§ 60 

Rechtsstellung 

 

(1) Der Hauptverwaltungsbeamte ist Beamter auf Zeit und Leiter der Verwaltung. Er 

muss die Gewähr dafür bieten, dass er jederzeit für die freiheitlich demokratische 

Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Verfassung des Landes 

Sachsen-Anhalt eintritt. 

 

§ 60 

Rechtsstellung 

 

(1) Der Hauptverwaltungsbeamte ist Beamter auf Zeit und Leiter der Verwaltung. 

______ 
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§ 61 

Wahl, Amtszeit 

 

(1) Der Hauptverwaltungsbeamte wird von den wahlberechtigten Bürgern nach den Vor-

schriften des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt gewählt. Die Amts-

zeit beträgt sieben Jahre. 

 

(2) Die Amtszeit des Hauptverwaltungsbeamten beginnt mit dem Amtsantritt. Im Falle der 

Wiederwahl schließt sich die neue Amtszeit an das Ende der vorangegangenen an. Der 

Hauptverwaltungsbeamte tritt trotz Erreichens der Altersgrenze des § 39 Abs. 1 Satz 1 

des Landesbeamtengesetzes erst nach Ablauf seiner Amtszeit in den Ruhestand. Nach 

Erreichen dieser Altersgrenze  ist der Hauptverwaltungsbeamte auf seinen Antrag jeder-

zeit in den Ruhestand zu versetzen. Sofern die Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 des 

Besoldungs- und Versorgungsrechtsergänzungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in 

Verbindung mit § 4 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 

geltenden Fassung nicht erfüllt sind, ist er zu entlassen. Der Hauptverwaltungsbeamte 

führt nach Ablauf seiner Amtszeit die Geschäfte bis zum Amtsantritt des neu gewählten 

Hauptverwaltungsbeamten weiter; sein Amts- und Dienstverhältnis besteht solange fort. 
 

(3) Das Weiterführen der Geschäfte bis zum Amtsantritt des neu gewählten Hauptverwal-

tungsbeamten entfällt, wenn der Hauptverwaltungsbeamte 

 

1. vor dem Freiwerden seiner Stelle der Kommune schriftlich mitgeteilt hat, dass er die 

Weiterführung der Geschäfte ablehnt, 

2. des Dienstes vorläufig enthoben ist oder wenn gegen ihn Anklage wegen eines Ver-
brechens erhoben ist oder  

3. ohne Rücksicht auf Wahlprüfung und Wahlanfechtung nach Feststellung des Wahl-
ausschusses nicht wiedergewählt ist. 

 

(4) Der Vorsitzende der Vertretung ernennt, vereidigt und verpflichtet den Hauptverwal-

tungsbeamten in öffentlicher Sitzung im Namen der Vertretung.  

 

 

 

 

§ 61 

Wahl, Amtszeit 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) Das Weiterführen der Geschäfte bis zum Amtsantritt des neu gewählten Hauptver-

waltungsbeamten entfällt, wenn der Hauptverwaltungsbeamte 

 

1. vor dem Ablauf seiner Amtszeit der Kommune schriftlich mitgeteilt hat, dass er 

die Weiterführung der Geschäfte ablehnt, 

2. des Dienstes vorläufig enthoben ist oder wenn gegen ihn Anklage wegen eines 
Verbrechens erhoben ist oder 

3. ohne Rücksicht auf Wahlprüfung und Wahlanfechtung nach Feststellung des 
Wahlausschusses nicht wiedergewählt ist. 
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§ 62 

Wählbarkeit, Hinderungsgründe 

 

(1) Wählbar zum Hauptverwaltungsbeamten sind Deutsche im Sinne des Artikels 116 

des Grundgesetzes und Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union. Die Bewerber dürfen nicht nach § 40 Abs. 2 von der Wählbarkeit ausgeschlossen 

sein. Der Hauptverwaltungsbeamte muss am Wahltag das 21. Lebensjahr vollendet, darf 

aber noch nicht die Altersgrenze nach § 39 Abs. 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes 

erreicht haben. 

 

§ 62 

Wählbarkeit, Hinderungsgründe 

 

(1) Wählbar zum Hauptverwaltungsbeamten sind Deutsche im Sinne des Artikels 116 

des Grundgesetzes und Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union, die die Gewähr dafür bieten, dass sie jederzeit für die freiheitlich demokra-

tische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Verfassung des Lan-

des Sachsen-Anhalt eintreten. Die Bewerber dürfen nicht nach § 40 Abs. 2 von der 

Wählbarkeit ausgeschlossen sein. Der Hauptverwaltungsbeamte muss am Wahltag 

das 21. Lebensjahr vollendet, darf aber noch nicht die Altersgrenze nach § 39 Abs. 1 

Satz 1 des Landesbeamtengesetzes erreicht haben. Der Tag der Stichwahl bleibt bei 

der Berechnung außer Betracht. 

 

§ 67 

Allgemeine Vertretung 

 

(1) In Kommunen ohne Beigeordnete wählt die Vertretung einen Beschäftigten als Ver-

treter des Hauptverwaltungsbeamten für den Verhinderungsfall. 

 

(2) In Kommunen mit einem Beigeordneten ist dieser der allgemeine Vertreter des 

Hauptverwaltungsbeamten. In Kommunen mit mehreren Beigeordneten legt die Vertre-

tung die Reihenfolge der Vertreter in gesonderten Wahlgängen fest. 

 

§ 67 

Allgemeine Vertretung 

 

(1) In Kommunen ohne Beigeordnete wählt die Vertretung einen Beschäftigten als 

Vertreter des Hauptverwaltungsbeamten für den Verhinderungsfall. 

 

(2) In Kommunen mit einem Beigeordneten ist dieser der allgemeine Vertreter des 

Hauptverwaltungsbeamten. In Kommunen mit mehreren Beigeordneten legt die Vertre-

tung die Reihenfolge der Vertreter in gesonderten Wahlgängen fest. 

 

(3) Die Vertretung kann aus dem Kreis der Beschäftigten weitere Vertreter des 

Hauptverwaltungsbeamten für den Verhinderungsfall wählen. Absatz 2 Satz 2 gilt 

entsprechend. 
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§ 74 

Bestellter Hauptverwaltungsbeamter 

 

Ein zum Hauptverwaltungsbeamten der Kommune gewählter Bewerber kann nach Fest-

stellung der Gültigkeit seiner Wahl auf einen Wahleinspruch hin mit der Mehrheit der 

ehrenamtlichen Mitglieder der Vertretung zum Hauptverwaltungsbeamten der Kommune 

bestellt werden. Der bestellte Hauptverwaltungsbeamte ist als hauptamtlicher Beamter 

auf Zeit zu berufen. Seine Amtszeit beträgt zwei Jahre, Wiederbestellung ist zulässig. 

Die Amtszeit endet vorzeitig mit der Rechtskraft der Entscheidung über die Gültigkeit 

der Wahl zum Hauptverwaltungsbeamten. Die Amtszeit des Hauptverwaltungsbeamten 

verkürzt sich um die Amtszeit, die er als bestellter Hauptverwaltungsbeamter tätig war. 

 

§ 74 

Bestellter Hauptverwaltungsbeamter 

 

Ein zum Hauptverwaltungsbeamten der Kommune gewählter Bewerber kann nach 

Feststellung der Gültigkeit seiner Wahl auf einen Wahleinspruch hin mit der Mehrheit 

der ehrenamtlichen Mitglieder der Vertretung zum Hauptverwaltungsbeamten der 

Kommune bestellt werden. Der bestellte Hauptverwaltungsbeamte ist als hauptamtli-

cher Beamter auf Zeit zu berufen. Seine Amtszeit beträgt zwei Jahre, Wiederbestellung 

ist zulässig. Die Amtszeit endet vorzeitig mit der Unanfechtbarkeit der gerichtlichen 

Entscheidung über die Aufhebung der Gültigkeit der Wahl ____. Im Übrigen endet 

die Amtszeit als bestellter Hauptverwaltungsbeamter mit der Ernennung zum 

Hauptverwaltungsbeamten. Die Amtszeit des Hauptverwaltungsbeamten verkürzt 

sich um die Amtszeit, die er als bestellter Hauptverwaltungsbeamter tätig war. 

§ 77 

Personalübergang, Beamte auf Zeit und Arbeitnehmer 

 

(1) Bei Neu- oder Umbildung einer Kommune oder bei einem Aufgabenübergang nach 

§ 32 des Landesbeamtengesetzes in Verbindung mit § 16 Abs. 4 des Beamtenstatusge-

setzes findet § 32 des Landesbeamtengesetzes nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6 

Anwendung. 

 

(5)  Personen, die aufgrund eines Vertrages im Dienst einer Kommune stehen, werden 

von der aufnehmenden oder neu gebildeten Kommune entsprechend § 32 des Landes-

beamtengesetzes in Verbindung mit den §§ 16, 17 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 und Abs. 4 des 

Beamtenstatusgesetzes übernommen. 

 

(6) Tarifrechtliche Bestimmungen bleiben unberührt.  

 

§ 77 

Personalübergang________ 

 

(1) Bei Neu- oder Umbildung einer Kommune oder bei einem Aufgabenübergang nach 

§ 32 des Landesbeamtengesetzes in Verbindung mit § 16 Abs. 4 des Beamtenstatus-

gesetzes findet § 32 des Landesbeamtengesetzes nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 

Anwendung. 

 

(5) Auf Arbeitnehmer im Dienst einer Kommune findet Absatz 1 entsprechende 

Anwendung. Tarifrechtliche Bestimmungen bleiben unberührt. 

 

(6) ______________ 

 

§ 80 

Ausländer- und Migrationsbeiräte 

 

Die Kommunen sollen bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen von Zuwanderern 

berühren, diese in angemessener Weise beteiligen. Hierzu können Ausländer- und Mig-

rationsbeiräte gebildet werden. Das Nähere, insbesondere zur Bildung, zu den Aufgaben 

§ 80 

Beteiligung gesellschaftlicher Gruppen 

 

Die Kommunen sollen Kinder und Jugendliche, Senioren, Menschen mit Behinde-

rungen, Zuwanderer und andere gesellschaftlich bedeutsame Gruppen bei Pla-

nungen und Vorhaben, die deren spezifische Interessen berühren, in angemessener 
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und zu den Mitgliedern wird durch kommunale Satzung bestimmt. 

 

Weise beteiligen. Hierzu können geeignete Verfahren entwickelt, Beiräte gebildet 

oder Beauftragte bestellt werden. Das Nähere, insbesondere zur Bildung, zu den 

Aufgaben und zu den Mitgliedern wird durch kommunale Satzung bestimmt. 

 

§ 81 

Bildung von Ortschaften 

 

(1) In einer Gemeinde mit räumlich getrennten Ortsteilen können durch die Hauptsat-

zung Ortschaften gebildet und die Ortschaftsverfassung befristet oder unbefristet gere-

gelt werden. Die Hauptsatzung legt die Grenzen der Ortschaften fest und bestimmt zu-

gleich, ob ein Ortschaftsrat oder ein Ortsvorsteher gewählt wird. Mehrere benachbarte 

Ortsteile können zu einer Ortschaft zusammengefasst werden.  

 

§ 81 

Bildung von Ortschaften 

 

(1) In einer Gemeinde ___________ können durch die Hauptsatzung Gebietsteile zu 

Ortschaften bestimmt und die Ortschaftsverfassung befristet oder unbefristet geregelt 

werden. In der Hauptsatzung ist die Abgrenzung der Ortschaften zu bestimmen 

und zugleich festzulegen, ob ein Ortschaftsrat oder ein Ortsvorsteher gewählt 

wird. ________  

 

(4) Soweit in diesem Abschnitt nichts Abweichendes bestimmt ist, gelten für die Ort-

schaftsräte die Vorschriften über die Gemeinderäte und für das Verfahren im Ortschafts-

rat die Vorschriften über das Verfahren im Gemeinderat mit Ausnahme von § 41 Abs. 1 

Nrn. 2 bis 7 und § 45 Abs. 2 Nrn. 1, 4 bis 21, Abs. 3 entsprechend. Einzelheiten der Zu-

sammenarbeit des Ortschaftsrates oder des Ortsvorstehers mit dem Gemeinderat und 

den Ausschüssen kann der Gemeinderat in der Geschäftsordnung regeln. 

(4) Soweit in diesem Abschnitt nichts Abweichendes bestimmt ist, gelten für die Ort-

schaftsräte die Vorschriften über die Gemeinderäte und für das Verfahren im Ort-

schaftsrat die Vorschriften über das Verfahren im Gemeinderat mit Ausnahme von § 

41 Abs. 1 Nrn. 2 bis 7 und § 45 Abs. 2 Nrn. 1, 4 bis 21, Abs. 3 entsprechend. § 55 

Abs. 3 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass die Beschlüsse des Ort-

schaftsrates der Bestätigung durch den Gemeinderat bedürfen. Einzelheiten der 

Zusammenarbeit des Ortschaftsrates oder des Ortsvorstehers mit dem Gemeinderat 

und den Ausschüssen kann der Gemeinderat in der Geschäftsordnung regeln.  

 

§ 82 

Wahl des Ortsvorstehers und des Ortschaftsrates 

 

(1) Ab Beginn der Wahlperiode 2019 besteht die Verpflichtung, in Ortschaften mit 

bis zu 300 Einwohnern einen gewählten Ortsvorsteher zu haben. Eine Ortschaft 

mit mehr als 300 Einwohnern kann einen gewählten Ortschaftsrat oder einen ge-

wählten Ortsvorsteher haben. 

 

(2) Der nach Absatz 1 zu wählende Ortsvorsteher wird für die Dauer von fünf Jahren, in 

den Fällen des § 86 Abs. 7 für den Rest der Wahlperiode des Gemeinderates, von den 

in der Ortschaft wohnenden wahlberechtigten Bürgern der Gemeinde entsprechend der 

Vorschriften über die Wahl des Hauptverwaltungsbeamten gewählt, soweit sich aus den 

Bestimmungen dieses Gesetzes und des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sach-

§ 82 

Wahl des Ortsvorstehers und des Ortschaftsrates 

 

(1) Der Ortsvorsteher wird zugleich mit den Gemeinderäten für die Dauer von fünf 

Jahren, in den Fällen des § 86 Abs. 7 für den Rest der Wahlperiode des Gemeindera-

tes, von den in der Ortschaft wohnenden wahlberechtigten Bürgern der Gemeinde 

entsprechend der Vorschriften über die Wahl des Hauptverwaltungsbeamten gewählt, 

soweit sich aus den Bestimmungen dieses Gesetzes und des Kommunalwahlgesetzes 

für das Land Sachsen-Anhalt nichts anderes ergibt. Die Amtszeit des Ortsvorstehers 

endet mit der Wahlperiode des Gemeinderates. 

 

(2) Die ehrenamtlichen Mitglieder des Ortschaftsrates (Ortschaftsräte) werden zugleich 

mit den Gemeinderäten nach den für die Wahl der Gemeinderäte geltenden Vorschrif-
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sen-Anhalt nichts anderes ergibt. Für die Wahl des Ortsvorstehers gelten die Absätze 4 

und 5 entsprechend.  

 

(3) Die ehrenamtlichen Mitglieder des Ortschaftsrates (Ortschaftsräte) werden nach den 

für die Wahl der Gemeinderäte geltenden Vorschriften für die Dauer von fünf Jahren 

gewählt. Die Wahlperiode des Ortschaftsrates endet mit dem Zusammentritt des neu 

gewählten Ortschaftsrates. 

 

(4) Die Ortschaftsräte werden zugleich mit den Gemeinderäten gewählt. Soweit eine 

Ortschaft während der laufenden Wahlperiode des Gemeinderates neu eingerichtet wird, 

wird der Ortschaftsrat erstmals nach der Errichtung der Ortschaft für die Dauer der restli-

chen Wahlperiode des Gemeinderates gewählt.  

 

(5) Wahlgebiet ist die Ortschaft. Die in der Ortschaft wohnenden Bürger der Gemeinde 

sind wahlberechtigt. Sie sind wählbar, wenn sie am Wahltag das 18. Lebensjahr vollen-

det haben. 

ten für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Die Amtszeit des Ortschaftsrates endet mit 

dem Zusammentritt des neu gewählten Ortschaftsrates. 

 

(3) _____ Soweit eine Ortschaft während der laufenden Wahlperiode des Gemeindera-

tes neu eingerichtet wird, wird der Ortschaftsrat erstmals nach der Errichtung der Ort-

schaft für die Dauer der restlichen Wahlperiode des Gemeinderates gewählt. Entspre-

chendes gilt für die Wahl des Ortsvorstehers. 

 

(4) Wahlgebiet ist die Ortschaft. Die in der Ortschaft wohnenden Bürger der Gemeinde 

sind wahlberechtigt. Sie sind wählbar, wenn sie am Wahltag das 18. Lebensjahr voll-

endet haben. 

 

§ 85 

Ortsbürgermeister 

 

(1) Der Ortschaftsrat wählt in der ersten Sitzung aus seiner Mitte für die Dauer seiner 

Wahlperiode den Ortsbürgermeister und einen oder mehrere Stellvertreter. Die Wahl 

bedarf der Bestätigung durch den Gemeinderat. Der Ortsbürgermeister ist zum Eh-

renbeamten auf Zeit zu ernennen. Seine Amtszeit endet mit der Wahlperiode des Ort-

schaftsrates. 

 

§ 85 

Ortsbürgermeister 

 

(1) Der Ortschaftsrat wählt in der ersten Sitzung aus seiner Mitte für die Dauer seiner 

Wahlperiode den Ortsbürgermeister und einen oder mehrere Stellvertreter. _____ 

Die Amtszeit des Ortsbürgermeisters beginnt mit seiner Ernennung zum Eh-

renbeamten auf Zeit. Die Amtszeit und das Ehrenbeamtenverhältnis enden mit 

der Amtszeit des Ortschaftsrates. Bis zur Ernennung des Ortsbürgermeisters 

nimmt das älteste anwesende und hierzu bereite Mitglied des Ortschaftsrates 

die Aufgaben des Ortsbürgermeisters als Vorsitzender des Ortschaftsrates 

wahr. Der Bürgermeister ist Vorgesetzter, Dienstvorgesetzter, höherer Dienst-

vorgesetzter und oberste Dienstbehörde des Ortsbürgermeisters.  

(2) Der Ortsbürgermeister ist Vorsitzender des Ortschaftsrates. Er beruft den Ort-

schaftsrat ein und legt die Tagesordnung fest. Soweit der Ortsbürgermeister aus 

seinem Amt ausgeschieden ist und auch alle gewählten Stellvertreter ausgeschie-

den oder verhindert sind, nimmt der Bürgermeister die Aufgaben des Ortsbürgermeis-

ters als Vorsitzender des Ortschaftsrates wahr. Für den Ortsbürgermeister gilt § 65 Abs. 

3 Satz 1 bis 7 entsprechend und § 65 Abs. 3 Satz 8 unter der Maßgabe des § 34.  

(2) Der Ortsbürgermeister ist Vorsitzender des Ortschaftsrates. Die Festlegung der 

Tagesordnung und die Einberufung des Ortschaftsrates erfolgen im Einver-

nehmen mit dem Bürgermeister durch den Ortsbürgermeister. Ist das Amt des 

Ortsbürgermeisters unbesetzt und auch eine Vertretung durch gewählte Stell-

vertreter nicht sichergestellt, nimmt der Bürgermeister die Aufgaben des Ortsbür-

germeisters als Vorsitzender des Ortschaftsrates bis zur Wahl eines neuen Orts-
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 bürgermeisters nach Absatz 7 Satz 2, längstens jedoch bis zu zwei Monaten 

nach Freiwerden des Amtes des Ortsbürgermeisters wahr. Nach Ablauf von 

zwei Monaten nimmt das älteste und hierzu bereite Mitglied des Ortschaftsrates 

die Aufgaben des Ortsbürgermeisters bis zur Wahl eines neuen Ortsbürger-

meisters wahr. Für den Ortsbürgermeister gilt § 65 Abs. 3 Satz 1 bis 7 entsprechend 

und § 65 Abs. 3 Satz 8 unter der Maßgabe des § 34.  

 

(3) Der Ortsbürgermeister kann in allen Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, von 

dem Bürgermeister Auskünfte verlangen. Aufgrund eines Beschlusses des Ort-

schaftsrates ist dem Ortsbürgermeister in allen Angelegenheiten, die die Ortschaft be-

treffen, Akteneinsicht zu gewähren. 

 

 

(6) Der Ortsbürgermeister kann aufgrund eines von mindestens zwei Dritteln der Mit-

glieder des Ortschaftsrates gestellten Antrages und eines mit einer Mehrheit von 

mindestens drei Vierteln der Mitglieder des Ortschaftsrates zu fassenden Beschlus-

ses vorzeitig als Ortsbürgermeister abgewählt werden. § 56 Abs. 4 Satz 2 bis 4 findet 

keine Anwendung. Der Beschluss über die Abwahl darf frühestens drei Tage nach der 

Antragstellung im Ortschaftsrat gefasst werden. Die Abwahl bedarf der Bestätigung 

durch den Gemeinderat. Der Ortsbürgermeister scheidet mit Ablauf des Tages, an dem 

der Gemeinderat die Abwahl bestätigt, aus dem Amt aus. Im Falle einer Abwahl als 

Ortsbürgermeister bleibt er jedoch Mitglied des Ortschaftsrates bis zum Ablauf seiner 

Amtszeit. 

 

(7) Die Amtszeit und das Ehrenbeamtenverhältnis des Ortsbürgermeisters enden vor 

Ende der Wahlperiode des Ortschaftsrates zu dem Zeitpunkt, in dem er auf sein Amt 

verzichtet, vorzeitig abgewählt wird oder aus dem Ortschaftsrat ausscheidet. Der Ge-

meinderat stellt das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 durch Beschluss 

fest. Scheidet der Ortsbürgermeister während der Wahlperiode des Ortschaftsrates aus 

oder wird er vorzeitig abgewählt, hat der Ortschaftsrat binnen zwei Monaten nach Frei-

werden des Amtes einen neuen Ortsbürgermeister für den Rest seiner Wahlperiode aus 

seiner Mitte zu wählen. Die Wahl des neuen Ortsbürgermeisters bedarf der Bestäti-

gung durch den Gemeinderat. Bis zum Amtsantritt des neu gewählten Ortsbürgermeis-

ters nimmt der Stellvertreter das Amt des Ortsbürgermeisters wahr.  

 

 

(6) Der Ortschaftsrat kann den Ortsbürgermeister aus seinem Amt als Orts-

bürgermeister mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder abwäh-

len. § 56 Abs. 4 Satz 2 bis 4 findet keine Anwendung. Im Falle einer Abwahl en-

den die Amtszeit und das Ehrenbeamtenverhältnis des Ortsbürgermeisters; 

die Mitgliedschaft im Ortschaftsrat bleibt unberührt. _____   

 

 

 

 

 

 

(7) Die Amtszeit und das Ehrenbeamtenverhältnis des Ortsbürgermeisters enden 

vor Ende der Wahlperiode des Ortschaftsrates zu dem Zeitpunkt, in dem er auf 

sein Amt verzichtet _______ oder aus dem Ortschaftsrat ausscheidet. _________ 

Endet die Amtszeit des Ortsbürgermeisters nach Satz 1 oder im Falle einer 

Abwahl vorzeitig, hat der Ortschaftsrat binnen zwei Monaten nach Freiwerden des 

Amtes einen neuen Ortsbürgermeister für den Rest seiner Wahlperiode aus seiner 

Mitte zu wählen. _____ Bis zum Amtsantritt des neu gewählten Ortsbürgermeisters 

nimmt der Stellvertreter das Amt des Ortsbürgermeisters wahr.  
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§ 86 

Ortsvorsteher 

 

(5) Der Ortsvorsteher kann von den Bürgern der Ortschaft entsprechend dem vom Ge-

meinderat eingeleiteten Verfahren nach § 64 Abs. 1 vorzeitig abgewählt werden. Der 

Ortsvorsteher scheidet mit Ablauf des Tages, an dem der Wahlleiter die Abwahl bekannt 

gibt, aus dem Amt und dem Ehrenbeamtenverhältnis aus. 

 

(6) Nach Freiwerden seines Amtes führt der Ortsvorsteher seine Tätigkeit bis zum 

Amtsantritt des neu gewählten Ortsvorstehers weiter; sein Amts- und Dienstverhältnis 

besteht so lange fort. § 61 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Sätze 1 und 2 finden auf den 

oder die Stellvertreter des Ortsvorstehers sinngemäß Anwendung. 

 

(7) Soweit die Voraussetzungen des § 42 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4 bis 6 vorliegen, scheidet 

der Ortsvorsteher mit dem in der Verzichtsverklärung bestimmten Zeitpunkt oder mit 

dem Zugang der Verzichtserklärung beim Vorsitzenden des Gemeinderates, mit der 

Unanfechtbarkeit des Feststellungsbeschlusses des Gemeinderates oder mit der 

Rechtskraft der Entscheidung aus seinem Amt und dem Ehrenbeamtenverhältnis aus. 

Scheidet der Ortsvorsteher vor Ablauf seiner Amtszeit aus oder wird er vorzeitig abge-

wählt, so findet eine Neuwahl für den Rest der Wahlperiode des Gemeinderates spätes-

tens drei Monate nach Ausscheiden aus dem Amt statt. Die Wahl kann aufgeschoben 

werden, wenn die Wahlperiode des Gemeinderates innerhalb von sechs Monaten nach 

Freiwerden des Amtes enden wird.  

 

§ 86 

Ortsvorsteher 

 

(5) Der Ortsvorsteher kann von den Bürgern der Ortschaft entsprechend dem vom 

Gemeinderat eingeleiteten Verfahren nach § 64 Abs. 1 vorzeitig abgewählt werden. § 

64 Abs. 2 gilt entsprechend. Der Ortsvorsteher scheidet mit Ablauf des Tages, an 

dem der Wahlleiter die Abwahl bekannt gibt oder an dem die Verzichtserklärung 

entsprechend § 64 Abs. 2 dem Vorsitzenden des Gemeinderates zugeht, aus dem 

Amt und dem Ehrenbeamtenverhältnis aus. 

 

(6) Nach Ablauf seiner Amtszeit führt der Ortsvorsteher seine Tätigkeit bis zum 

Amtsantritt des neu gewählten Ortsvorstehers weiter; sein Amts- und Dienstverhältnis 

besteht so lange fort. § 61 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Sätze 1 und 2 finden auf den 

oder die Stellvertreter des Ortsvorstehers sinngemäß Anwendung. 

 

(7) Soweit die Voraussetzungen des § 42 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4 bis 6 vorliegen, schei-

det der Ortsvorsteher mit dem in der Verzichtsverklärung bestimmten Zeitpunkt oder 

mit dem Zugang der Verzichtserklärung beim Vorsitzenden des Gemeinderates, mit 

der Unanfechtbarkeit des Feststellungsbeschlusses des Gemeinderates oder mit der 

Rechtskraft der Entscheidung aus seinem Amt und dem Ehrenbeamtenverhältnis aus. 

Scheidet der Ortsvorsteher vor Ablauf seiner Amtszeit aus oder wird er vorzeitig abge-

wählt, so findet eine Neuwahl für den Rest der Wahlperiode des Gemeinderates spä-

testens drei Monate nach Ausscheiden aus dem Amt statt. Die Wahl kann aufgescho-

ben werden, wenn die Wahlperiode des Gemeinderates innerhalb von sechs Monaten 

nach Ablauf seiner Amtszeit enden wird.  

 

§ 92 

Eigentum 

 

(1)  Das Eigentum der Mitgliedsgemeinden an den Einrichtungen und Vermögensgegen-

ständen, die überwiegend zur Erfüllung der in § 90 Abs. 1 bezeichneten Aufgaben be-

stimmt sind, ist zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der Bildung der Verbandsgemeinde mit 

den Verbindlichkeiten auf die Verbandsgemeinde übergegangen, soweit in der Ver-

bandsgemeindevereinbarung keine abweichenden Bestimmungen getroffen worden 

sind. Das Gleiche gilt für Einrichtungsgegenstände, Arbeitsmittel, Geräteausstattung und 

§ 92 

Eigentum 
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dergleichen, soweit keine Grundstücke übertragen wurden. 

 

(3) Die Verbandsgemeinde ist berechtigt, Einrichtungen und Vermögensgegenstände, 

die im Eigentum ihrer Mitgliedsgemeinden stehen, zur Erfüllung der ihr obliegenden Auf-

gaben zu nutzen. Die Einzelheiten der Nutzung sind durch Vereinbarung zu regeln. Die 

Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Mitgliedsgemeinden hinsichtlich der Einrich-

tungen und Gegenstände, die im Eigentum der Verbandsgemeinde stehen.  

 

 

 

(3) Die Verbandsgemeinde ist berechtigt, Einrichtungen und Vermögensgegenstände, 

die nach Absatz 1 im Eigentum ihrer Mitgliedsgemeinden stehen, zur Erfüllung der ihr 

obliegenden Aufgaben zu nutzen und die erforderlichen Investitionsmaßnahmen 

vorzunehmen. Die Einzelheiten sind durch Vereinbarung zu regeln. Die Sätze 1 

und 2 gelten entsprechend für die Mitgliedsgemeinden hinsichtlich der Einrichtungen 

und Vermögensgegenstände, die im Eigentum der Verbandsgemeinde stehen. 

 

§ 95 

Gemeinderat 

 

(2) Die Festlegung der Tagesordnung und die Einberufung der Sitzung erfolgen im Ein-

vernehmen mit dem Verbandsgemeindebürgermeister für Sitzungen des Gemeindera-

tes durch den Bürgermeister, für Sitzungen der Ausschüsse durch deren Vorsitzende. 

Der Verbandsgemeindebürgermeister kann verlangen, dass ein bestimmter Beratungs-

gegenstand auf die Tagesordnung des Gemeinderates oder eines seiner Ausschüsse 

gesetzt wird. Zeitpunkt und Führung der Niederschrift der Sitzungen des Gemeinderates 

und seiner Ausschüsse sind rechtszeitig mit dem Verbandsgemeindebürgermeister ab-

zustimmen. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch für die Einberufung des Gemeinderates zur 

konstituierenden Sitzung nach § 53 Abs. 1. 

 

(3) Der Verbandsgemeindebürgermeister bereitet in Abstimmung mit dem jeweiligen 

Bürgermeister die Beschlüsse des Gemeinderates und seiner Ausschüsse der Mit-

gliedsgemeinden vor. Der Verbandsgemeindebürgermeister oder ein von ihm beauftrag-

ter Beschäftigter der Verbandsgemeinde kann an den Sitzungen der Gemeinderäte der 

Mitgliedsgemeinden und ihrer Ausschüsse mit beratender Stimme teilnehmen; er hat das 

Recht, Anträge nach § 43 Abs. 3 zu stellen. Er unterliegt nicht der Ordnungsbefugnis des 

Vorsitzenden des Gemeinderates der Mitgliedsgemeinde und seiner Ausschüsse. Die 

Pflichten nach § 33 gilt für den Verbandsgemeindebürgermeister und die von ihm beauf-

tragten Beschäftigten der Verbandsgemeinde bei Teilnahme an den Sitzungen der Ge-

meinderäte und ihrer Ausschüsse entsprechend; die Entscheidung in Zweifelsfällen ob-

liegt dem Gemeinderat oder seinen Ausschüssen. Die Sätze 2 bis 4 und Absatz 2 Satz 2 

gelten für Einwohnerversammlungen sinngemäß. 

 

§ 95 

Gemeinderat 

 

(2) Die Festlegung der Tagesordnung und die Einberufung der Sitzung erfolgen im 

Einvernehmen mit dem Verbandsgemeindebürgermeister für Sitzungen des Gemein-

derates durch den Bürgermeister, für Sitzungen der Ausschüsse durch deren Vorsit-

zende; § 53 Abs. 5 gilt entsprechend. Der Verbandsgemeindebürgermeister kann 

verlangen, dass ein bestimmter Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung des Ge-

meinderates oder eines seiner Ausschüsse gesetzt wird. Zeitpunkt und Führung der 

Niederschrift der Sitzungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse sind rechtszei-

tig mit dem Verbandsgemeindebürgermeister abzustimmen. Die Sätze 1 bis 3 gelten 

auch für die Einberufung des Gemeinderates zur konstituierenden Sitzung nach § 53 

Abs. 1. 

 

(3) Der Verbandsgemeindebürgermeister bereitet im Einvernehmen mit dem jeweili-

gen Bürgermeister die Beschlüsse des Gemeinderates und seiner Ausschüsse der 

Mitgliedsgemeinden vor. Der Verbandsgemeindebürgermeister oder ein von ihm be-

auftragter Beschäftigter der Verbandsgemeinde kann an den Sitzungen der Gemeinde-

räte der Mitgliedsgemeinden und ihrer Ausschüsse mit beratender Stimme teilnehmen; 

er hat das Recht, Anträge nach § 43 Abs. 3 zu stellen. Er unterliegt nicht der Ord-

nungsbefugnis des Vorsitzenden des Gemeinderates der Mitgliedsgemeinde und sei-

ner Ausschüsse. Die Pflichten nach § 33 gilt für den Verbandsgemeindebürgermeister 

und die von ihm beauftragten Beschäftigten der Verbandsgemeinde bei Teilnahme an 

den Sitzungen der Gemeinderäte und ihrer Ausschüsse entsprechend; die Entschei-

dung in Zweifelsfällen obliegt dem Gemeinderat oder seinen Ausschüssen. Die Sätze 2 

bis 4 und Absatz 2 Satz 2 gelten für Einwohnerversammlungen sinngemäß. 
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§ 98 

Allgemeine Haushaltsgrundsätze 

 

(3) Der Haushalt ist in jedem Haushaltsjahr in Planung und Rechnung der Erträge und 

Aufwendungen (Ergebnishaushalt) auszugleichen. Er ist ausgeglichen, wenn die Erträge 

die Höhe der Aufwendungen mindestens erreichen. Satz 1 gilt als erfüllt, wenn ein Fehl-

betrag in Planung und Rechnung durch Inanspruchnahme der Rücklagen gedeckt wer-

den kann. 

 

§ 98 

Allgemeine Haushaltsgrundsätze 

 

(3) Der Haushalt ist in jedem Haushaltsjahr in Planung und Rechnung ______ auszu-

gleichen. Er ist ausgeglichen, wenn  

 

1. im Ergebnishaushalt die Erträge die Höhe der Aufwendungen mindestens errei-

chen. Dies gilt als erfüllt, wenn ein Fehlbetrag in Planung und Rechnung durch die 

Inanspruchnahme von Rücklagen gedeckt werden kann. 

 

2. im Finanzhaushalt der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus laufender Ver-

waltungstätigkeit ausreicht, um mindestens die Auszahlungen für die plan-

mäßige Tilgung von Krediten für Investitionen und für zu bilanzierende Inves-

titionsfördermaßnahmen zu decken. 

 

§ 99  

Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung 

 

(6) Die Kommune darf zur Erfüllung einzelner Aufgaben nach § 4 Spenden, Schenkun-

gen und ähnliche Zuwendungen einwerben und annehmen oder an Dritte vermitteln, die 

sich an der Erfüllung von Aufgaben nach § 4 beteiligen. Die Einwerbung und die Entge-

gennahme des Angebotes einer Zuwendung obliegen ausschließlich dem Hauptverwal-

tungsbeamten. Über die Annahme oder Vermittlung entscheidet die Vertretung. Abwei-

chend von Satz 3 kann die Vertretung die Entscheidung über die Annahme oder Vermitt-

lung bei geringfügigen Zuwendungen auf den Hauptverwaltungsbeamten oder einen 

beschließenden Ausschuss übertragen. Die Wertgrenzen nach Satz 4 sind in der Haupt-

satzung zu bestimmen. Die Kommune erstellt jährlich einen Bericht, in welchem die Ge-

ber, die Zuwendungen und die Zuwendungszwecke anzugeben sind, und übersendet ihn 

der Kommunalaufsichtsbehörde. 

 

§ 99  

Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung 

 

(6) Die Kommune darf zur Erfüllung einzelner Aufgaben nach § 4 Spenden, Schenkun-

gen und ähnliche Zuwendungen einwerben und annehmen oder an Dritte vermitteln, 

die sich an der Erfüllung von Aufgaben nach § 4 beteiligen. Die Einwerbung und die 

Entgegennahme des Angebotes einer Zuwendung obliegen ______ dem Hauptverwal-

tungsbeamten. Über die Annahme oder Vermittlung entscheidet die Vertretung. Abwei-

chend von Satz 3 kann die Vertretung die Entscheidung über die Annahme oder Ver-

mittlung bei geringfügigen Zuwendungen auf den Hauptverwaltungsbeamten oder ei-

nen beschließenden Ausschuss übertragen. Die Wertgrenzen nach Satz 4 sind in der 

Hauptsatzung zu bestimmen. Die Kommune erstellt jährlich einen Bericht, in welchem 

die Geber, die Zuwendungen und die Zuwendungszwecke anzugeben sind, und über-

sendet ihn der Kommunalaufsichtsbehörde. 

 

§ 100 

Haushaltssatzung 

 

(1) Die Kommunen haben für jedes Haushaltsjahr eine Haushaltssatzung zu erlassen.  
 

§ 100 

Haushaltssatzung 

 

(1) Die Kommunen haben für jedes Haushaltsjahr eine Haushaltssatzung zu erlassen. 

Die Haushaltssatzung tritt mit Beginn des Haushaltsjahres in Kraft und gilt für 
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(3) Kann der Haushaltsausgleich entgegen den Grundsätzen des § 98 Abs. 3 nicht er-

reicht werden, ist ein Haushaltskonsolidierungskonzept aufzustellen. Das Haushaltskon-

solidierungskonzept dient dem Ziel, die künftige, dauernde Leistungsfähigkeit der Kom-

mune zu erreichen. Der Haushaltsausgleich ist zum nächstmöglichen Zeitpunkt wieder-

herzustellen, spätestens jedoch im fünften Jahr, das auf die mittelfristige Ergebnis- und 

Finanzplanung folgt. Im Haushaltskonsolidierungskonzept ist der Zeitraum festzulegen, 

innerhalb dessen der Haushaltsausgleich wieder erreicht werden kann. Dabei sind die 

Maßnahmen darzustellen, durch die die in der Vermögensrechnung und im Ergebnisplan 

ausgewiesenen Fehlbeträge abgebaut und das Entstehen eines neuen Fehlbetrages in 

künftigen Jahren vermieden werden sollen. Die dargestellten Maßnahmen sind für die 

Kommune grundsätzlich verbindlich. Abweichungen von diesen bindenden Festlegungen 

und die jährlichen Fortschreibungen des Haushaltskonsolidierungskonzeptes sind nur 

zulässig, wenn das Haushaltskonsolidierungsziel auf andere Weise erreicht wird oder 

sich die Planungsgrundlagen rechtlich oder tatsächlich ändern. Das Haushaltskonsolidie-

rungskonzept ist spätestens mit der Haushaltssatzung von der Vertretung zu beschlie-

ßen und der Kommunalaufsichtsbehörde mit der Haushaltssatzung vorzulegen. 

 

(4) Die Haushaltssatzung tritt mit Beginn des Haushaltsjahres in Kraft und gilt für das 

Haushaltsjahr. Sie kann Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt, 

enthalten. 

 

(5) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, soweit durch Gesetz oder Verordnung nichts 

anderes bestimmt ist. 

 

das Haushaltsjahr. Sie kann Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre, nach Jahren 

getrennt, enthalten. Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, soweit durch Gesetz 

oder Verordnung nichts anderes bestimmt ist. 

 

(3) Kann der Haushaltsausgleich entgegen den Grundsätzen des § 98 Abs. 3 nicht 

erreicht werden, ist ein Haushaltskonsolidierungskonzept aufzustellen. Das Haushalts-

konsolidierungskonzept dient dem Ziel, die künftige, dauernde Leistungsfähigkeit der 

Kommune zu erreichen. Der Haushaltsausgleich ist zum nächstmöglichen Zeit-punkt 

wiederherzustellen, spätestens jedoch im fünften Jahr, das auf die mittelfristige Ergeb-

nis- und Finanzplanung folgt. Im Haushaltskonsolidierungskonzept ist der Zeitraum 

festzulegen, innerhalb dessen der Haushaltsausgleich wieder erreicht werden kann. 

Dabei sind die Maßnahmen darzustellen, durch die der Haushaltsausgleich gemäß § 

98 Abs. 3 wieder erreicht, ein in der Vermögensrechnung ausgewiesener Fehlbe-

trag abgebaut und das Entstehen eines neuen Fehlbetrages in künftigen Jahren ver-

mieden werden soll. 

 

(4) Ein Haushaltskonsolidierungskonzept ist auch aufzustellen, wenn die Kom-

mune den Haushaltsausgleich gemäß § 98 Abs. 3 erreicht, aber gemäß § 98 Abs. 

5 Satz 2 überschuldet ist. Das Haushaltskonsolidierungskonzept dient dem Ziel, 

den „Nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag“ vollständig abzubauen. Im 

Haushaltskonsolidierungskonzept sind der erforderliche Zeitraum und die Maß-

nahmen für den Abbau des Fehlbetrages zum nächstmöglichen Zeitpunkt festzu-

legen. 

 

(5) Ein Haushaltskonsolidierungskonzept ist ebenfalls aufzustellen, wenn die 

Kommune nicht mehr in der Lage ist, innerhalb des mittelfristigen Finanzpla-

nungszeitraumes ihren bestehenden Zahlungsverpflichtungen ohne Überschrei-

ten der Genehmigungsgrenze nach § 110 Abs. 2 nachzukommen. Im Haushalts-

konsolidierungskonzept sind der erforderliche Zeitraum und die Maßnahmen 

festzulegen, um die Zahlungsfähigkeit innerhalb des mittelfristigen Finanzpla-

nungszeitraumes ohne Überschreiten der Genehmigungsgrenze nach § 110 Abs. 

2 wieder herzustellen. 

 

(6) Die dargestellten Maßnahmen gemäß der Abätze 3 bis 5 sind für die Kommune 

grundsätzlich verbindlich. Abweichungen von diesen bindenden Festlegungen und die 
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jährlichen Fortschreibungen des Haushaltskonsolidierungskonzeptes sind nur zulässig, 

wenn das Haushalts-konsolidierungsziel auf andere Weise er-reicht wird oder sich die 

Planungsgrundlagen rechtlich oder tatsächlich ändern. Das Haushaltskonsolidierungs-

konzept ist spätestens mit der Haushaltssatzung von der Vertretung zu beschließen 

und der Kommunalaufsichtsbehörde mit der Haushalts-satzung vorzulegen. 

 

§ 105 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

 

(1) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sind nur zulässig, 

wenn die Aufwendungen und Auszahlungen unabweisbar sind und die Deckung gewähr-

leistet ist. Sind die Aufwendungen und Auszahlungen nach Umfang oder Bedeutung 

erheblich, bedürfen sie der Zustimmung der Vertretung. Im Übrigen kann die Hauptsat-

zung bestimmen, dass die Zustimmung zu erheblichen über- und außerplanmäßigen 

Aufwendungen und Auszahlungen bis zu bestimmten Wertgrenzen ein beschließender 

Ausschuss trifft. § 103 Abs. 2 findet Anwendung. 

 

(2) Für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen, die im folgenden Jahr fortgesetzt 

werden, sind überplanmäßige Auszahlungen auch dann zulässig, wenn ihre Deckung im 

folgenden Jahr gewährleistet ist; sie bedürfen der Zustimmung der Vertretung. 

 

(3) Für Maßnahmen durch die über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-

lungen entstehen können, gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.  

 

§ 105 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

 

(1) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sind nur zulässig, 

wenn die Aufwendungen und Auszahlungen unabweisbar sind und die Deckung ge-

währleistet ist. Sind die Aufwendungen und Auszahlungen nach Umfang oder Bedeu-

tung erheblich, bedürfen sie der Zustimmung der Vertretung. Im Übrigen kann die 

Hauptsatzung bestimmen, dass die Zustimmung zu erheblichen über- und außerplan-

mäßigen Aufwendungen und Auszahlungen bis zu bestimmten Wertgrenzen ein be-

schließender Ausschuss trifft. § 103 Abs. 2 findet Anwendung. 

 

(2) Für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen, die im folgenden Jahr fortge-

setzt werden, sind überplanmäßige Auszahlungen auch dann zulässig, wenn ihre De-

ckung im folgenden Jahr gewährleistet ist; sie bedürfen der Zustimmung der Vertre-

tung. 

 

(3) Für Maßnahmen durch die über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-

zahlungen entstehen können, gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.  

 

(4) Bei erheblichen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, die erst bei der 

Aufstellung des Jahresabschlusses festgestellt werden können und nicht zu 

Auszahlungen führen, ist die Vertretung abweichend von Absatz 1 Satz 2 unver-

züglich nach Aufstellung des Jahresabschlusses darüber in Kenntnis zu setzen. 

 

§ 114 

Eröffnungsbilanz 

 

(1) Die Kommune hat zu Beginn des Haushaltsjahres, in dem sie erstmals ihre Ge-

schäftsvorfälle nach dem System der doppelten Buchführung erfasst, eine Eröffnungsbi-

§ 114 

Eröffnungsbilanz 

 

(1) Die Kommune hat zu Beginn des Haushaltsjahres, in dem sie erstmals ihre Ge-

schäftsvorfälle nach dem System der doppelten Buchführung erfasst, eine Eröffnungs-
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lanz unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung aufzustellen, so-

weit durch Gesetz oder Verordnung nichts anderes bestimmt ist. § 120 Abs. 1 Satz 2 

und Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. Die Eröffnungsbilanz wird durch einen An-

hang ergänzt. Ihr sind Übersichten über das Anlagevermögen, die Forderungen und die 

Verbindlichkeiten als Anlage beizufügen. 

 

bilanz unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung aufzustellen, 

soweit durch Gesetz oder Verordnung nichts anderes bestimmt ist. § 120 Abs. 1 Satz 2 

und 3 sowie Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. Die Eröffnungsbilanz wird durch 

einen Anhang ergänzt. Ihr sind Übersichten über das Anlagevermögen, die Forderun-

gen und die Verbindlichkeiten als Anlage beizufügen. 

 

(2) Die Eröffnungsbilanz hat zum Bilanzstichtag ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögenslage der Kommune zu vermitteln. 

 

(3) Die Ermittlung der Wertansätze für die Eröffnungsbilanz ist auf der Grundlage der 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um die Abschreibungen, vorzuneh-

men. Soweit Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht ermittelt werden können oder 

deren Ermittlung in keinem Verhältnis zum Wert steht, sind vorsichtig geschätzte Zeit-

werte zugrunde zu legen. Die in der Eröffnungsbilanz angesetzten Werte für die Vermö-

gensgegenstände gelten für die künftigen Haushaltsjahre als Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten, soweit nicht Wertberichtigungen nach Absatz 7 vorgenommen werden.  

 

(4) Die Eröffnungsbilanz ist dahingehend zu prüfen, ob sie ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Lage der Kommune unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung vermittelt. Die Prüfung erstreckt sich darauf, ob die ge-

setzlichen Vorschriften und die sie ergänzenden Bestimmungen beachtet worden sind. 

 

(5) Die Eröffnungsbilanz unterliegt der örtlichen Prüfung. Die Inventur, das Inventar und 

die Übersicht über örtlich festgelegte Restnutzungsdauern der Vermögensgegenstände 

sind in die Prüfung einzubeziehen. Über Art und Umfang der Prüfung sowie über das 

Ergebnis der Prüfung ist ein Prüfungsbericht zu erstellen. Der Bestätigungsvermerk oder 

der Vermerk über seine Versagung ist in den Prüfungsbericht aufzunehmen. § 139 Abs. 

3 und 4 und § 141 Abs. 1 Nr. 2 finden entsprechende Anwendung. 

 

(6) Die Eröffnungsbilanz unterliegt der überörtlichen Prüfung nach § 137. 

 

(7) Ergibt sich bei der Aufstellung späterer Jahresabschlüsse, dass in der Eröffnungsbi-

lanz Vermögensgegenstände oder Sonderposten oder Verbindlichkeiten fehlerhaft an-

gesetzt worden sind, so ist der Wertansatz zu berichtigen oder nachzuholen, soweit es 

sich um einen wesentlichen Betrag handelt. Die Eröffnungsbilanz gilt dann als geändert. 

(2) Die Eröffnungsbilanz hat zum Bilanzstichtag ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögenslage der Kommune zu vermitteln. 

 

(3) Die Ermittlung der Wertansätze für die Eröffnungsbilanz ist auf der Grundlage der 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um die Abschreibungen, vorzu-

nehmen. Soweit Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht ermittelt werden können 

oder deren Ermittlung in keinem Verhältnis zum Wert steht, sind vorsichtig geschätzte 

Zeitwerte zugrunde zu legen. Die in der Eröffnungsbilanz angesetzten Werte für die 

Vermögensgegenstände gelten für die künftigen Haushaltsjahre als Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten, soweit nicht Wertberichtigungen nach Absatz 7 vorgenom-

men werden.  

 

(4) Die Eröffnungsbilanz ist dahingehend zu prüfen, ob sie ein den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild der Lage der Kommune unter Beachtung der Grunds-

ätze ordnungsmäßiger Buchführung vermittelt. Die Prüfung erstreckt sich darauf, ob 

die gesetzlichen Vorschriften und die sie ergänzenden Bestimmungen beachtet wor-

den sind. 

 

(5) Die Eröffnungsbilanz unterliegt der örtlichen Prüfung. Die Inventur, das Inventar und 

die Übersicht über örtlich festgelegte Restnutzungsdauern der Vermögensgegenstän-

de sind in die Prüfung einzubeziehen. Über Art und Umfang der Prüfung sowie über 

das Ergebnis der Prüfung ist ein Prüfungsbericht zu erstellen. Der Bestätigungsver-

merk oder der Vermerk über seine Versagung ist in den Prüfungsbericht aufzunehmen. 

§ 139 Abs. 3 und 4 und § 141 Abs. 1 Nr. 2 finden entsprechende Anwendung. 

 

(6) Die Eröffnungsbilanz unterliegt der überörtlichen Prüfung nach § 137. 

 

(7) Ergibt sich bei der Aufstellung späterer Jahresabschlüsse, dass in der Eröffnungsbi-

lanz Vermögensgegenstände, Sonderposten, Rückstellungen oder Verbindlichkeiten 
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Eine Berichtigung kann letztmals im vierten der Eröffnungsbilanz folgenden Jahresab-

schluss vorgenommen werden. Vorherige Jahresabschlüsse sind nicht zu berichtigen. 

fehlerhaft angesetzt worden sind, so ist der Wertansatz zu berichtigen oder nachzuho-

len, soweit es sich um einen wesentlichen Betrag handelt. Die Eröffnungsbilanz gilt 

dann als geändert. Eine Berichtigung kann letztmals mit dem Jahresabschluss des 

Haushaltsjahres 2018 vorgenommen werden. Vorherige Jahresabschlüsse sind nicht 

zu berichtigen. 

 

§ 115 

Veräußerung von Vermögen 

 

(1) Die Kommune darf Vermögensgegenstände, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben in 

absehbarer Zeit nicht braucht, veräußern. Vermögensgegenstände dürfen in der Regel 

nur zu ihrem vollen Wert veräußert werden. 

§ 115 

Veräußerung von Vermögen 

 

(1) Die Kommune darf Vermögensgegenstände, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben in 

absehbarer Zeit nicht braucht, veräußern. Vermögensgegenstände dürfen in der Regel 

nur zu ihrem vollen Wert veräußert werden. 

 

(2) Für die Überlassung der Nutzung eines Vermögensgegenstandes gilt Absatz 1 ent-

sprechend. 

 

(2) Für die Überlassung der Nutzung eines Vermögensgegenstandes gilt Absatz 1 

entsprechend. § 52 Satz 2 Landeshaushaltsordnung gilt entsprechend; anstelle 

der Landesregierung entscheidet die oberste Kommunalaufsichtsbehörde im 

Einvernehmen mit dem für Besoldung zuständigen Ministerium. 

 

§ 117 

Übertragung von Kassengeschäften 

 

(1) Die Kommune kann ihre Kassengeschäfte ganz oder zum Teil von einer Stelle au-

ßerhalb ihrer Verwaltung besorgen lassen, wenn die ordnungsgemäße Erledigung und 

Prüfung nach den für die Kommune geltenden Vorschriften gewährleistet sind. Satz 1 gilt 

nicht für die Zwangsvollstreckung. Der Beschluss hierüber ist der Kommunalaufsichts-

behörde anzuzeigen. 

 

(2) Lässt die Kommune ihre Kassengeschäfte durch eine Stelle außerhalb ihrer Verwal-

tung besorgen, findet § 116 Abs. 2 keine Anwendung. 

 

§ 117 

Übertragung von Kassengeschäften 

 

(1) Die Kommune kann ihre Kassengeschäfte ganz oder zum Teil von einer Stelle au-

ßerhalb ihrer Verwaltung besorgen lassen, wenn die ordnungsgemäße Erledigung und 

Prüfung nach den für die Kommune geltenden Vorschriften gewährleistet sind. Die 

Besorgung der Zwangsvollstreckung durch private Dritte ist unzulässig. Der 

Beschluss hierüber ist der Kommunalaufsichtsbehörde anzuzeigen. 

§ 119 

Gesamtabschluss 

 

(6) Der Gesamtabschluss ist erstmals für das Haushaltsjahr 2016 zu erstellen. 

§ 119 

Gesamtabschluss 

 

(6) Der Gesamtabschluss ist erstmals für das Haushaltsjahr 2021 zu erstellen. 
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§ 121 
Sondervermögen 

 

(1) Sondervermögen der Kommunen sind 

 

1.  das Kommunalgliedervermögen im Sinne des 124 Abs. 1,, 

2.  das Vermögen der nichtrechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die ent-

sprechend dem in Stiftungsgeschäft und Stiftungssatzung zum Ausdruck kommenden 

Stifterwillen von der Kommune verwaltet werden, 

3.  das Vermögen der Eigenbetriebe, 

4.  rechtlich unselbstständige Versorgungs- und Versicherungseinrichtungen. 

 

(2) Sondervermögen nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 unterliegen den Vorschriften über die 

Haushaltswirtschaft. Sie sind im Haushalt der Kommune gesondert nachzuweisen. 

 

(3) Für Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 3 sind besondere Haushaltspläne aufzustel-

len und Sonderrechnungen zu führen. Anstelle eines Haushaltsplanes kann ein Wirt-

schaftsplan aufgestellt werden und die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen 

entsprechend den §§ 15 bis 19 des Eigenbetriebsgesetzes gestaltet werden. In diesem 

Fall gelten die §§ 98, 99, 102 Abs. 1, die §§ 104, 107 bis 110, 112 und 115 entsprechend. 

 

(4) Für Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 4 sind besondere Haushaltspläne aufzustel-

len und Sonderrechnungen zu führen. Die Vorschriften über die Haushaltswirtschaft gel-

ten entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Haushaltssatzung der Be-

schluss über den Haushaltsplan tritt und von der ortsüblichen Bekanntgabe und Ausle-

gung nach  § 120 Abs. 2 abgesehen werden kann. 

 

§ 121 

Sondervermögen 

 

(1) Sondervermögen der Kommunen sind 

 

1.  das Kommunalgliedervermögen im Sinne des 124 Abs. 1,, 

2.  das Vermögen der nichtrechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die ent-

sprechend dem in Stiftungsgeschäft und Stiftungssatzung zum Ausdruck kommen-

den Stifterwillen von der Kommune verwaltet werden, 

3.  das Vermögen der Eigenbetriebe, 

4.  rechtlich unselbstständige Versorgungs- und Versicherungseinrichtungen. 

 

(2) Sondervermögen nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 unterliegen den Vorschriften über die 

Haushaltswirtschaft. Sie sind im Haushalt der Kommune gesondert nachzuweisen. 

 

(3) Für Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 3 gelten die Vorschriften über die Haus-

haltswirtschaft mit der Maßgabe, dass besondere Haushaltspläne aufzustellen und 

Sonderrechnungen zu führen sind. Anstelle eines Haushaltsplanes kann ein Wirt-

schaftsplan aufgestellt werden und die Wirtschaftsführung und das Rechnungswe-

sen entsprechend den §§ 15 bis 19 des Eigenbetriebsgesetzes gestaltet werden. In 

diesem Fall gelten die §§ 98, 99 Abs. 1 bis 5, § 102 Abs. 1, die §§ 104, 107 bis 110, 

112 und 115 entsprechend; § 99 Abs. 6 gilt unmittelbar. 

 

(4) Für Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 4 sind besondere Haushaltspläne aufzustel-

len und Sonderrechnungen zu führen. Die Vorschriften über die Haushaltswirtschaft 

gelten entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Haushaltssatzung der 

Beschluss über den Haushaltsplan tritt und von der ortsüblichen Bekanntgabe und 

Auslegung nach  § 120 Abs. 2 abgesehen werden kann. 

 
§ 122 

Treuhandvermögen 

 
(3) Unbedeutendes Treuhandvermögen kann im Haushaltsplan der Kommune gesondert 
nachgewiesen werden; es unterliegt den Vorschriften über die Haushaltswirtschaft. 

§ 122 
Treuhandvermögen 

 
(3) Unbedeutendes Treuhandvermögen kann im Haushalt der Kommune gesondert 

nachgewiesen werden; es unterliegt den Vorschriften über die Haushaltswirtschaft. 
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§ 128 

Zulässigkeit wirtschaftlicher Unternehmen 

(1) Die Kommune darf sich in Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft auch außer-

halb ihrer öffentlichen Verwaltung in den Rechtsformen des Eigenbetriebes, der Anstalt 

des öffentlichen Rechts oder in einer Rechtsform des Privatrechts wirtschaftlich betätigen, 

wenn 

1. ein öffentlicher Zweck die Betätigung rechtfertigt, 

2. wirtschaftliche Betätigungen nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhält-

nis zur Leistungsfähigkeit der Kommune und zum voraussichtlichen Bedarf stehen 

und 

3. der Zweck nicht besser und wirtschaftlicher durch einen anderen erfüllt wird oder er-

füllt werden kann. 

§ 128 

Zulässigkeit wirtschaftlicher Unternehmen 

(1) Die Kommune darf sich in Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft auch außer-
halb ihrer öffentlichen Verwaltung in den Rechtsformen des Eigenbetriebes, der Anstalt 
des öffentlichen Rechts oder in einer Rechtsform des Privatrechts wirtschaftlich betäti-
gen, wenn 

1. ein öffentlicher Zweck die Betätigung rechtfertigt, 

2. wirtschaftliche Betätigungen nach Art und Umfang in einem angemessenen Ver-
hältnis zur Leistungsfähigkeit der Kommune und zum voraussichtlichen Bedarf ste-
hen und 

3. der Zweck nicht besser und wirtschaftlicher durch einen anderen erfüllt wird oder 
erfüllt werden kann. 

Alle Tätigkeiten oder Tätigkeitsbereiche, mit denen die Kommune an dem vom Wettbe-

werb beherrschten Wirtschaftsleben teilnimmt, um ausschließlich Gewinn zu erzielen, 

entsprechen keinem öffentlichen Zweck. 

(2) Betätigungen in den Bereichen der Strom-, Gas- und Wärmeversorgung, der Wasser-

versorgung, Abfallentsorgung, Abwasserbeseitigung, Wohnungswirtschaft und des öffent-

lichen Verkehrs dienen einem öffentlichen Zweck und sind unter der Voraussetzung des 

Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 zulässig. Dienstleistungen, die mit den in Satz 1 genannten Be-

reichen verbunden sind, sind zulässig, wenn ihnen im Vergleich zum Hauptzweck eine 

untergeordnete Bedeutung zukommt und wenn der Zweck nicht besser und wirtschaftli-

cher durch einen anderen erfüllt wird oder erfüllt werden kann. 

(3) Die wirtschaftliche Betätigung in den Bereichen der Strom-, Gas- und Wärmeversor-

gung außerhalb des Gebietes der Kommune dient einem öffentlichen Zweck und ist zu-

lässig, wenn sie nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungs-

fähigkeit der Kommune steht, die Voraussetzung des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 vorliegt und 

die berechtigten Interessen der betroffenen Kommune gewahrt sind. Absatz 2 Satz 2 

findet entsprechende Anwendung. Bei Aufgaben, die im Wettbewerb wahrgenommen 

werden, gelten Interessen nur soweit als berechtigt, als der jeweilige Ordnungsrahmen 

eine Einschränkung des Wettbewerbs zulässt. Die betroffene Kommune ist so rechtzeitig 

vor der Aufnahme der wirtschaftlichen Tätigkeit in ihrem Gebiet zu informieren, dass sie 

Alle Tätigkeiten oder Tätigkeitsbereiche, mit denen die Kommune an dem vom Wettbe-

werb beherrschten Wirtschaftsleben teilnimmt, um ausschließlich Gewinn zu erzielen, 

entsprechen keinem öffentlichen Zweck. Dienstleistungen, die mit der wirtschaftlichen 

Betätigung  verbunden sind, sind zulässig, wenn ihnen im Vergleich zum Hauptzweck 

eine untergeordnete Bedeutung zukommt und die Voraussetzung des Satzes 1 Nr. 3 

vorliegt. 

(2) Betätigungen in den Bereichen der Strom-, Gas- und Wärmeversorgung, der Was-

serversorgung, Abfallentsorgung, Abwasserbeseitigung, Wohnungswirtschaft und des 

öffentlichen Verkehrs dienen einem öffentlichen Zweck und sind unter der Vorausset-

zung des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 zulässig. Dienstleistungen, die mit den in Satz 1 ge-

nannten Bereichen verbunden sind, sind zulässig, wenn ihnen im Vergleich zum Haupt-

zweck eine untergeordnete Bedeutung zukommt und wenn der Zweck nicht besser und 

wirtschaftlicher durch einen anderen erfüllt wird oder erfüllt werden kann.   

(3) Die wirtschaftliche Betätigung in den Bereichen der Strom-, Gas- und Wärmeversor-

gung außerhalb des Gebietes der Kommune dient einem öffentlichen Zweck und ist 

zulässig, wenn sie nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leis-

tungsfähigkeit der Kommune steht, die Voraussetzung des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 

vorliegt und die berechtigten Interessen der betroffenen Kommune gewahrt sind. Ab-

satz 2 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. Bei Aufgaben, die im Wettbewerb 
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ihre berechtigten Interessen geltend machen kann. 

(4) Wirtschaftliche Betätigungen in allen anderen als den in Absatz 3 genannten Wirt-

schaftsbereichen außerhalb des Gebietes der Kommune sind nur in begründeten Aus-

nahmefällen zulässig, wenn ein öffentlicher Zweck die Betätigung rechtfertigt, die Betäti-

gung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der 

Kommune steht und die berechtigten Interessen der betroffenen Kommune gewahrt sind. 

Absatz 2 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. Bei Aufgaben, die im Wettbewerb 

wahrgenommen werden, gelten Interessen nur soweit als berechtigt, als der jeweilige 

Ordnungsrahmen eine Einschränkung des Wettbewerbs zulässt. Die betroffene Kommu-

ne ist so rechtzeitig vor der Aufnahme der wirtschaftlichen Tätigkeit in ihrem Gebiet zu 

informieren, dass sie ihre berechtigten Interessen geltend machen kann. 

(5) Die Aufnahme einer wirtschaftlichen Betätigung im Ausland bedarf der Genehmigung. 

(6) Bankunternehmen darf die Kommune weder betreiben noch sich an ihnen beteiligen. 

Für das öffentliche Sparkassenwesen verbleibt es bei den besonderen Vorschriften. 

wahrgenommen werden, gelten Interessen nur soweit als berechtigt, als der jeweilige 

Ordnungsrahmen eine Einschränkung des Wettbewerbs zulässt. Die betroffene Kom-

mune ist so rechtzeitig vor der Aufnahme der wirtschaftlichen Tätigkeit in ihrem Gebiet 

zu informieren, dass sie ihre berechtigten Interessen geltend machen kann. 

(4) Wirtschaftliche Betätigungen in allen anderen als den in Absatz 3 genannten Wirt-

schaftsbereichen außerhalb des Gebietes der Kommune sind nur in begründeten Aus-

nahmefällen zulässig, wenn ein öffentlicher Zweck die Betätigung rechtfertigt, die Betä-

tigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit 

der Kommune steht und die berechtigten Interessen der betroffenen Kommune gewahrt 

sind. Absatz 2 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. Bei Aufgaben, die im Wettbe-

werb wahrgenommen werden, gelten Interessen nur soweit als berechtigt, als der jewei-

lige Ordnungsrahmen eine Einschränkung des Wettbewerbs zulässt. Die betroffene 

Kommune ist so rechtzeitig vor der Aufnahme der wirtschaftlichen Tätigkeit in ihrem 

Gebiet zu informieren, dass sie ihre berechtigten Interessen geltend machen kann. 

(5) Die Aufnahme einer wirtschaftlichen Betätigung im Ausland bedarf der Genehmi-

gung. 

(6) Bankunternehmen darf die Kommune weder betreiben noch sich an ihnen beteili-

gen. Für das öffentliche Sparkassenwesen verbleibt es bei den besonderen Vorschrif-

ten. 

§ 131 

Vertretung der Kommune in Unternehmen 

 in Privatrechtsform 

(1) Der Hauptverwaltungsbeamte, bei Mitgliedsgemeinden von Verbandsgemeinden der 

Bürgermeister, vertritt die Kommune in der Gesellschafterversammlung oder in dem ent-

sprechenden Organ der Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts, an denen die 

Kommune beteiligt ist; er kann einen Beschäftigten der Kommune mit seiner Vertretung 

beauftragen. Die Kommune kann weitere Vertreter entsenden, die über die jeweils not-

wendige wirtschaftliche Erfahrung und Sachkunde verfügen sollen. Sie kann die Entsen-

dung jederzeit zurücknehmen. Sind zwei oder mehr Vertreter zu entsenden und kommt 

eine Einigung über deren Entsendung nicht zustande, finden die Vorschriften über das 

Verfahren zur Bildung und Zusammensetzung beschließender Ausschüsse der Vertre-

tung Anwendung. Sie kann ihren Vertretern Weisungen erteilen, soweit nicht Vorschriften 

des Gesellschaftsrechts dem entgegenstehen. 

§ 131 

Vertretung der Kommune in Unternehmen 

 in Privatrechtsform 

(1) Der Hauptverwaltungsbeamte, bei Mitgliedsgemeinden von Verbandsgemeinden der 

Bürgermeister, vertritt die Kommune in der Gesellschafterversammlung oder in dem 

entsprechenden Organ der Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts, an 

denen die Kommune beteiligt ist; er kann einen Beschäftigten der Kommune mit seiner 

Vertretung beauftragen. Bei Mitgliedsgemeinden von Verbandsgemeinden vertritt der 

Bürgermeister die Gemeinde in der Gesellschafterversammlung, der Gemeinderat wählt 

aus seiner Mitte einen oder mehrere Stellvertreter des Bürgermeisters für den Verhin-

derungsfall. Die Kommune kann weitere Vertreter entsenden, die über die jeweils not-

wendige wirtschaftliche Erfahrung und Sachkunde verfügen sollen. Sie kann die Ent-

sendung jederzeit zurücknehmen. Sind zwei oder mehr Vertreter zu entsenden und 

kommt eine Einigung über deren Entsendung nicht zustande, finden die Vorschriften 
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(2) Die Vertretung der Kommune durch eine Person in einem Vorstand eines Unterneh-

mens sowie deren Beauftragung mit der Geschäftsführung ist mit der Vertretung der 

Kommune in der Gesellschafterversammlung, dem Aufsichtsrat oder einem entsprechen-

den Gremium durch diese Person nicht vereinbar. 

 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn der Kommune das Recht eingeräumt ist, in den 

Vorstand, den Aufsichtsrat oder ein gleichartiges Organ einer Gesellschaft Mitglieder zu 

entsenden. Ist der Hauptverwaltungsbeamte Mitglied des Aufsichtsrates einer Gesell-

schaft, so wird er in der Gesellschafterversammlung bei der Entscheidung über die Ent-

lastung des Aufsichtsrates von seinem Stellvertreter im Amt vertreten. Die Mitgliedschaft 

der Vertreter der Kommune endet, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist, mit 

ihrem Ausscheiden aus dem Haupt- oder Ehrenamt der Kommune. 

 

 
 

 

(4) Werden Vertreter der Kommune aus ihrer Tätigkeit in einem Organ eines Unterneh-

mens in einer Rechtsform des privaten Rechts haftbar gemacht, hat ihnen die Kommune 

den Schaden zu ersetzen, es sei denn, dass sie ihn vorsätzlich oder grob fahrlässig her-

beigeführt haben. Auch in diesem Fall ist die Kommune schadenersatzpflichtig, wenn ihre 

Vertreter nach Weisung gehandelt haben. 

über das Verfahren zur Bildung und Zusammensetzung beschließender Ausschüsse 

der Vertretung Anwendung. Sie kann ihren Vertretern Weisungen erteilen, soweit nicht 

Vorschriften des Gesellschaftsrechts dem entgegenstehen. Die Vertreter der Kommune 

haben die Vertretung über alle Angelegenheiten des Unternehmens von besonderer 

Bedeutung frühzeitig zu unterrichten. Die Sätze 6 und 7 gelten nur, soweit durch Vor-

gaben des Gesellschaftsrechts nichts anderes bestimmt ist. 

 

(2) Die Vertretung der Kommune durch eine Person in einem Vorstand eines Unter-

nehmens sowie deren Beauftragung mit der Geschäftsführung ist mit der Vertretung der 

Kommune in der Gesellschafterversammlung, dem Aufsichtsrat oder einem entspre-

chenden Gremium durch diese Person nicht vereinbar. 

 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn der Kommune das Recht eingeräumt ist, in den 

Vorstand, den Aufsichtsrat oder ein gleichartiges Organ einer Gesellschaft Mitglieder zu 

entsenden. Im Falle seiner Entsendung kann der Hauptverwaltungsbeamte oder Bür-

germeister der Mitgliedsgemeinde einer Verbandsgemeinde die Wahrnehmung der 

Aufgaben in diesen Gremien einem geeigneten Beschäftigten übertragen. Ist der 

Hauptverwaltungsbeamte Mitglied des Aufsichtsrates einer Gesellschaft, so wird er in 

der Gesellschafterversammlung bei der Entscheidung über die Entlastung des Auf-

sichtsrates von seinem Stellvertreter im Amt vertreten. Die Mitgliedschaft der Vertreter 

der Kommune endet, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist, mit ihrem Aus-

scheiden aus dem Haupt- oder Ehrenamt der Kommune. 

 

(4) Werden Vertreter der Kommune aus ihrer Tätigkeit in einem Organ eines Unter-

nehmens in einer Rechtsform des privaten Rechts haftbar gemacht, hat ihnen die 

Kommune den Schaden zu ersetzen, es sei denn, dass sie ihn vorsätzlich oder grob 

fahrlässig herbeigeführt haben. Auch in diesem Fall ist die Kommune schadenersatz-

pflichtig, wenn ihre Vertreter nach Weisung gehandelt haben. 

 

§ 133 

Planung, Jahresabschluss und dessen Prüfung bei Unternehmen  

in Privatrechtsform 

 

(1) Gehören der Kommune an einem Unternehmen Anteile in dem in § 53 des Haushalts-

grundsätzegesetzes bezeichneten Umfang, hat sie dafür zu sorgen, dass 

§ 133 

Planung, Jahresabschluss und dessen Prüfung bei Unternehmen  

in Privatrechtsform 

 

(1) Gehören der Kommune an einem Unternehmen Anteile in dem in § 53 des Haus-

haltsgrundsätzegesetzes bezeichneten Umfang, hat sie dafür zu sorgen, dass 
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1.  für jedes Wirtschaftsjahr ein Ergebnis- und Finanzplan aufgestellt und der Kommune 

zur Kenntnis gebracht werden, 

2.  die Feststellung des Jahresabschlusses, die Verwendung des Ergebnisses sowie 

das Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts ortsüblich 

bekannt gegeben werden, gleichzeitig der Jahresabschluss und der Lagebericht aus-

gelegt werden und in der Bekanntgabe auf die Auslegung hingewiesen wird, 

3.  in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag die Aufstellung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten 

Buchs des Handelsgesetzbuchs für große Kapitalgesellschaften und deren Prüfung in 

entsprechender Anwendung dieser Vorschriften oder der Vorschriften über die Jah-

resabschlussprüfung bei Eigenbetrieben vorgeschrieben werden, sofern nicht die 

Vorschriften des Handelsgesetzbuchs bereits unmittelbar gelten oder weitergehende 

gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, 

4.  ihr der Prüfungsbericht des Abschlussprüfers übersandt wird, sofern dies nicht bereits 

gesetzlich vorgesehen ist. 

 

(2) Ist eine Beteiligung der Kommune keine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des § 53 des 

Haushaltsgrundsätzegesetzes, so soll die Kommune, soweit ihr Interesse dies erfordert, 

darauf hinwirken, dass ihr im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung die Befugnisse 

nach Absatz 1 eingeräumt werden. Bei mittelbaren Minderheitsbeteiligungen gilt dies nur, 

wenn die Beteiligung den vierten Teil der Anteile übersteigt und einer Gesellschaft zu-

steht, an der die Kommune allein oder zusammen mit anderen Gebietskörperschaften mit 

Mehrheit im Sinne des § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes beteiligt ist. 

 

(3) Wird der Jahresabschluss nach anderen Vorschriften als denen über die Jahresab-

schlussprüfung bei Eigenbetrieben geprüft, soll die Kommune im Falle des Absatzes 1 die 

Rechte nach § 53 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 des Haushaltsgrundsätzegesetzes ausüben und 

kann die Kommunalaufsichtsbehörde verlangen, dass die Kommune ihr den Prüfungsbe-

richt mitteilt. 

 

 

1.  für jedes Wirtschaftsjahr ein Ergebnis- und Finanzplan, eine Stellenübersicht und 

eine mittelfristige Planung aufgestellt und der Kommune zur Kenntnis gebracht 

werden, 

2.  die Feststellung des Jahresabschlusses, die Verwendung des Ergebnisses sowie 

das Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts ortsüblich 

bekannt gegeben werden, gleichzeitig der Jahresabschluss und der Lagebericht 

ausgelegt werden und in der Bekanntgabe auf die Auslegung hingewiesen wird, 

3.  in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag die Aufstellung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten 

Buchs des Handelsgesetzbuchs für große Kapitalgesellschaften und deren Prüfung 

in entsprechender Anwendung dieser Vorschriften oder der Vorschriften über die 

Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben vorgeschrieben werden, sofern nicht 

die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs bereits unmittelbar gelten oder weiterge-

hende gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entge-

genstehen, 

4.  ihr der Prüfungsbericht des Abschlussprüfers übersandt wird, sofern dies nicht be-

reits gesetzlich vorgesehen ist. 

 

(2) Ist eine Beteiligung der Kommune keine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des § 53 des 

Haushaltsgrundsätzegesetzes, so soll die Kommune, soweit ihr Interesse dies erfordert, 

darauf hinwirken, dass ihr im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung die Befugnisse 

nach Absatz 1 eingeräumt werden. Bei mittelbaren Minderheitsbeteiligungen gilt dies 

nur, wenn die Beteiligung den vierten Teil der Anteile übersteigt und einer Gesellschaft 

zusteht, an der die Kommune allein oder zusammen mit anderen Gebietskörperschaf-

ten mit Mehrheit im Sinne des § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes beteiligt ist. 

 

(3) Wird der Jahresabschluss nach anderen Vorschriften als denen über die Jahresab-

schlussprüfung bei Eigenbetrieben geprüft, soll die Kommune im Falle des Absatzes 1 

die Rechte nach § 53 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 des Haushaltsgrundsätzegesetzes ausüben 

und kann die Kommunalaufsichtsbehörde verlangen, dass die Kommune ihr den Prü-

fungsbericht mitteilt. 
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§ 135 

Vorlage- und Anzeigepflicht 

 

(1) Beabsichtigt die Kommune, ein Unternehmen in einer Rechtsform des öffentlichen 

Rechts oder des Privatrechts zu errichten, zu übernehmen oder wesentlich zu erweitern 

oder seine Rechtsform innerhalb des Privatrechts zu ändern, so hat der Hauptverwal-

tungsbeamte eine Analyse zu erstellen, in der die Vor- und Nachteile der öffentlichen und 

der privatrechtlichen Organisationsformen im konkreten Einzelfall dargestellt werden. 

Dabei sind die organisatorischen, personalwirtschaftlichen, mitbestimmungsrechtlichen 

sowie die wirtschaftlichen, finanziellen, haftungsrechtlichen und steuerlichen Unterschie-

de und die Auswirkungen auf den kommunalen Haushalt  der Kommune und die Entgelt-

gestaltung gegenüberzustellen. Die Analyse ist der beschließenden Vertretung zur Vorbe-

reitung der Entscheidung, der Kommunalaufsichtsbehörde jedoch unverzüglich, spätes-

tens sechs Wochen vor der Entscheidung vorzulegen. Satz 3 gilt entsprechend, wenn zur 

Herstellung der beihilferechtlichen Zulässigkeit von Ausgleichszahlungen ein Betrau-

ungsakt gemäß dem Beschluss 2012/21/EU der Kommission vom 20. Dezember 2011 

über die Anwendung von Artikel 106 Abs. 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-

päischen Union auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten 

bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem 

wirtschaftlichem Interesse betraut sind (ABl. L 7 vom 11.1.2012, S. 3) erforderlich sein 

sollte. Die Sätze 1 bis 3 gelten bei einer wesentlichen Änderung des Gesellschaftsver-

trags oder der Satzung entsprechend. Beabsichtigt die Kommune, sich an einem Unter-

nehmen, das an einem gesetzlich liberalisierten Markt in den Bereichen Strom-, Gas- und 

Wärmeversorgung tätig ist, mit mehr als dem 20. Teil der Anteile des Unternehmens 

mittelbar zu beteiligen, hat sie die geplante Beteiligung möglichst frühzeitig, spätestens 

einen Monat vor der Beschlussfassung, der Kommunalaufsichtsbehörde anzuzeigen und 

das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen zu begründen. Die Vorlagepflicht nach 

Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 entfällt. 

 § 135 

Vorlage- und Anzeigepflicht 

 

(1) Beabsichtigt die Kommune, ein Unternehmen in einer Rechtsform des öffentlichen 

Rechts oder des Privatrechts zu errichten, zu übernehmen oder wesentlich zu erweitern 

oder seine Rechtsform innerhalb des Privatrechts zu ändern, so hat der Hauptverwal-

tungsbeamte eine Analyse zu erstellen, in der die Vor- und Nachteile der öffentlichen 

und der privatrechtlichen Organisationsformen im konkreten Einzelfall dargestellt wer-

den. Dabei sind die organisatorischen, personalwirtschaftlichen, mitbestimmungsrecht-

lichen sowie die wirtschaftlichen, finanziellen, haftungsrechtlichen und steuerlichen 

Unterschiede und die Auswirkungen auf den kommunalen Haushalt  der Kommune und 

die Entgeltgestaltung gegenüberzustellen. Die Analyse ist der beschließenden Vertre-

tung zur Vorbereitung der Entscheidung, der Kommunalaufsichtsbehörde jedoch unver-

züglich, spätestens sechs Wochen vor der Entscheidung vorzulegen. Satz 3 gilt ent-

sprechend, wenn zur Herstellung der beihilferechtlichen Zulässigkeit von Ausgleichs-

zahlungen ein Betrauungsakt gemäß dem Beschluss 2012/21/EU der Kommission vom 

20. Dezember 2011 über die Anwendung von Artikel 106 Abs. 2 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichs-

leistungen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleis-

tungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind (ABl. L 7 vom 

11.1.2012, S. 3) erforderlich sein sollte. Die Sätze 1 bis 3 gelten bei einer wesentlichen 

Änderung des Gesellschaftsvertrags oder der Satzung entsprechend. Beabsichtigt die 

Kommune, sich an einem Unternehmen, das an einem gesetzlich liberalisierten Markt in 

den Bereichen Strom-, Gas- und Wärmeversorgung tätig ist, mit mehr als dem 20. Teil 

der Anteile des Unternehmens mittelbar zu beteiligen, hat sie die geplante Beteiligung 

möglichst frühzeitig, spätestens einen Monat vor der Beschlussfassung, der Kommu-

nalaufsichtsbehörde anzuzeigen und das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 

zu begründen. Die Vorlagepflicht nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 entfällt. 

(2) Entscheidungen der Kommune über 

1. die Errichtung, Auflösung, Übernahme und wesentliche Erweiterung sowie die Ände-

rung der Rechtsform oder des öffentlichen Zwecks von Unternehmen der Kommune, 

2. die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung der Kommune an Unternehmen, 

3. die gänzliche oder teilweise Veräußerung von Unternehmen oder Beteiligungen der 

Kommune, 

(2) Entscheidungen der Kommune über 

1. die Errichtung, Auflösung, Übernahme und wesentliche Erweiterung sowie die Än-

derung der Rechtsform oder des öffentlichen Zwecks von Unternehmen der Kom-

mune, 

2. die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung der Kommune an Unternehmen, 

3. die gänzliche oder teilweise Veräußerung von Unternehmen oder Beteiligungen der 
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sind einschließlich der Unternehmenssatzung der Kommunalaufsichtsbehörde rechtzeitig, 

mindestens aber sechs Wochen vor ihrem Vollzug vorzulegen. In den Fällen des Satzes 

1 Nrn. 2 und 3 besteht keine Anzeigepflicht, wenn die Entscheidung weniger als den 20. 

Teil der Anteile des Unternehmens betrifft. Aus der Vorlage muss zu ersehen sein, ob die 

gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind und ob die Deckung der Kosten tatsächlich und 

rechtlich gesichert ist. 

Kommune, 

sind einschließlich der Unternehmenssatzung des Gesellschaftsvertrags oder der Sat-

zung der Kommunalaufsichtsbehörde rechtzeitig, mindestens aber sechs Wochen vor 

ihrem Vollzug vorzulegen. Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 besteht die Vorlagepflicht auch 

bei wesentlichen Änderungen des Gesellschaftsvertrags oder der Satzung. In den Fäl-

len des Satzes 1 Nrn. 2 und 3 besteht keine Anzeigepflicht, wenn die Entscheidung 

weniger als den 20. Teil der Anteile des Unternehmens betrifft. Aus der Vorlage muss 

zu ersehen sein, ob die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind und ob die Deckung 

der Kosten tatsächlich und rechtlich gesichert ist. 

(3) Der gemäß § 130 aufzustellende Beteiligungsbericht ist mit der von der Vertretung 

beschlossenen Haushaltssatzung der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen. 

 

(3) Der gemäß § 130 aufzustellende Beteiligungsbericht ist mit der von der Vertretung 

beschlossenen Haushaltssatzung der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen. 

§ 144 

Kommunalaufsichtsbehörden 

 

(2) Ist in einer vom Landkreis als Kommunalaufsichtsbehörde zu entscheidenden 

Angelegenheit der Landkreis beteiligt, so tritt an seine Stelle das Landesverwaltungs-

amt als obere Kommunalaufsichtsbehörde. 

 

§ 144 

Kommunalaufsichtsbehörden 

 

(2) Ist in einer vom Landkreis als Kommunalaufsichtsbehörde zu entscheidenden 

Angelegenheit der Landkreis zugleich als Gebietskörperschaft beteiligt, so tritt an 

seine Stelle das Landesverwaltungsamt als obere Kommunalaufsichtsbehörde. 

 

§ 146 

Beanstandungsrecht 

 

(1) Die Kommunalaufsichtsbehörde kann Beschlüsse und Anordnungen der Kommune, 

die das Gesetz verletzen, beanstanden und verlangen, dass sie von der Kommune bin-

nen einer angemessenen Frist aufgehoben werden. Sie kann ferner verlangen, dass 

Maßnahmen, die aufgrund derartiger Beschlüsse oder Anordnungen getroffen wurden, 

rückgängig gemacht werden. Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. 

 

§ 146 

Beanstandungsrecht 

 

(1) Die Kommunalaufsichtsbehörde kann Beschlüsse und andere Maßnahmen der 

Kommune, die das Gesetz verletzen, beanstanden und verlangen, dass sie von der 

Kommune binnen einer angemessenen Frist aufgehoben werden. Sie kann ferner ver-

langen, dass bereits getroffene Maßnahmen rückgängig gemacht werden. Die Bean-

standung hat aufschiebende Wirkung. 

 

§ 161 

Ausführung des Gesetzes 

 

(1) Das für Kommunalangelegenheiten zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch 

Verordnung Vorschriften zu erlassen über  

 

§ 161 

Ausführung des Gesetzes 

 

(1) Das für Kommunalangelegenheiten zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch 

Verordnung Vorschriften zu erlassen über 
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1. – 7. … 

8. Inhalt und Gestaltung des Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses sowie die 

Abdeckung von Fehlbeträgen, 

 

9. – 11. … 

 

12. die Anwendung von Vorschriften zur doppelten Buchführung im Haushalts- und 

Rechnungswesen, insbesondere auch in Bezug auf die Eröffnungsbilanz. 

 

(2) Die Kommunen sind verpflichtet, Muster zu verwenden, die das für Kommunalange-

legenheiten zuständige Ministerium aus Gründen der Vergleichbarkeit der Haushalte für 

Verbindlich erklärt, insbesondere für 

 

1. – 4. … 

 

(3) Das Statistische Landesamt Sachsen-Anhalt gibt den Kommunen im Einvernehmen 

mit dem für Kommunalangelegenheiten zuständigen Ministerium einen Kontenrahmen-

plan und einen Produktrahmenplan sowie die dazu erforderlichen Zuordnungskriterien 

vor. 

1. – 7. … 

8. Inhalt und Gestaltung der Eröffnungsbilanz, des Jahresabschlusses und des Ge-

samtabschlusses sowie die Abdeckung von Fehlbeträgen, 

 

9. – 11. … 

 

Nr. 12 gestrichen 

 

 

(2) Die Kommunen sind verpflichtet, Muster zu verwenden, die das für Kommunalange-

legenheiten zuständige Ministerium aus Gründen der Vergleichbarkeit der Haushalte 

für Verbindlich erklärt, insbesondere für 

 

1. – 4. … 

 

(3) Die Kommunen sind verpflichtet, zur Feststellung und Sicherung ihrer dau-

ernden Leistungsfähigkeit der zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde und 

dem Statistischen Landesamt Sachsen-Anhalt die erforderlichen Haushaltseck-

daten zur Verfügung zu stellen. Das für Kommunalangelegenheiten zuständige 

Ministerium ist berechtigt, die Haushaltseckdaten im Einzelnen zu benennen. 

 

(4) Das Statistische Landesamt Sachsen-Anhalt gibt den Kommunen im Einvernehmen 

mit dem für Kommunalangelegenheiten zuständigen Ministerium einen Kontenrah-

menplan und einen Produktrahmenplan sowie die dazu erforderlichen Zuordnungskri-

terien vor. 

 

 


